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Inzwischen haben wir eine große
Zeitspanne gemeinsam zurückge-
legt. Eine Periode mit Höhen und
Tiefen. Ein Zeitraum jedoch, in dem
wir etwas für unser Handwerk
bewegen konnten. Deshalb lohnt es
sich, zum 100jährigen Jubiläum
auch einmal Rückschau zu halten
und eine Zwischenbilanz zu ziehen.
Unsere Geschichte kann uns dabei
helfen, die großen Herausforderun-
gen der Zukunft zu bestehen. Denn
trotz des hohen Alters steht eins
fest: Das Rentenalter hat unser Ver-
band noch lange nicht erreicht. Es
gibt noch zahlreiche Aufgaben
anzugreifen und zu meistern.

Deshalb laden wir Sie ein, sich
den nachfolgenden, kurzen Abriss
über unsere Verbandsgeschichte
etwas genauer anzusehen. Sie wer-
den sicherlich auf zahlreiche interes-
sante Aspekte stoßen. Diese kleine
Zusammenstellung kann natürlich
nur einige Schlaglichter auf die Ver-
bandsgeschichte werfen. Sie erhebt
keinen Anspruch auf Vollständig-
keit, denn dazu hat unsere Organi-
sation eine zu bewegte Vergangen-
heit. Die vielen kleinen Schlaglichter
beleuchten jedoch durchaus die
Gesamtentwicklung des Verbands.

„Ohne Kenntnis unserer
Geschichte bleibt die
Gegenwart unbegreifbar“.

Gilt dieses Zitat von Bundeskanz-
ler a.D. Helmut Schmidt auch für
die Geschichte des Landesinnungs-
verbandes des bayerischen Schrei-
nerhandwerks? Wir meinen ja.
Denn wenn man die nun 100jährige
Geschichte unserer Organisation
betrachtet, erkennt man Entwick-
lungen, Erfolge, aber auch Versäum-
nisse, die die heutige Situation
unseres Gewerks mit beeinflussen.
Dabei ist es interessant zu sehen,
welche Themen uns heute ähnlich
beschäftigen, wie vor vielen Jahr-
zehnten unsere Vorgänger, welche
Fragen unser Handwerk ständig
begleiten und welche Sachverhalte
neu hinzugekommen sind. Ebenso
interessant ist es, nachzuvollziehen,
wie wichtig die Gründung und Fort-
entwicklung unseres Verbands in
der Rückschau war - trotz aller Hin-
dernisse. Denn es sind oft kleine
Schritte, die man gehen muss, um
sein Ziel zu erreichen. Und den
Weg, den man dabei zurückgelegt
hat, sieht man dann erst nach län-
gerer Zeit. 

Auf diese Entwicklung können wir
stolz sein. Denn es gibt nicht viele
Organisationen, die in einem derart
hohen Alter noch so aktuell sind
wie zur Gründungszeit.

In diesem Zusammenhang dan-
ken wir sehr herzlich den Autoren,
die sich an die Detailarbeit gemacht
haben, um uns einen Überblick über
die Entwicklung des Fachverbandes
Holz und Kunststoff Bayern zu
geben. Im einzelnen sind dies
Eckhard Heyelmann, Konrad Hadler,
Hans-Ulrich Hechtl, Wolfgang Heer
und Dr. Christian Wenzler.

Nun wünschen wir Ihnen etwas
Ruhe, damit Sie die interessante
Lektüre, die manchmal nachdenk-
lich stimmt aber auch gelegentlich
zum schmunzeln anregt, genießen
können.

München, im Juni 2002

Rudolf Arlt
Präsident

Bernhard Daxenberger
Vizepräsident
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Vor nunmehr 100 Jahren sah
sich die Vorstandschaft der Schrei-
ner-Innung Nürnberg veranlasst, mit
einem Rundbrief die ihr bekannten
48 Schreiner-Innungen Bayerns zu
mobilisieren, einen Vertreter zum
19. Bayerischen Handwerkertag am
22.6.1902 nach Landau a.d. Isar zu
senden. Dort sollten aktuelle Proble-
me, die zu vielen Beschwerden von
Kollegen und zur finanziellen
Bedrängnis der Betriebe geführt
hatten, diskutiert und Möglichkeiten
festgelegt werden, wie man dage-
gen erfolgversprechender vorgehen
könnte. Es kamen 47 Schreinermei-
ster aus 27 bayerischen Städten.
Auf der Versammlung, die im Vor-
feld des Handwerkertages stattfand,
wurden eine Versammlungsleitung
unter Vorsitz von Obermeister
Georg Spönnemann, Nürnberg
gewählt und folgende Tagesord-
nung beschlossen:

„1. Beratung der Vertreter bayeri-
scher Schreiner Innungen und Verei-
nigungen über die enorm hohen
Beiträge zur Holzindustrieberufsge-
nossenschaft und Besprechung über
Mittel zur Abhilfe. 

2. Besprechung über die ebenfalls

zu hohen Brandversicherungsbeiträ-
ge für Schreinereien und darüber,
welche Schritte  sind zu ergreifen,
um dieselben zu erniedrigen.

3. Beratung über die Ausführung
der gefassten Beschlüsse und den
Zusammenschluss der bayerischen
Schreiner Innungen und Vereinigun-
gen zu einem Verband.“

Nach einer ausgiebigen Diskus-
sion der Tagesordnungspunkte
wählte man eine Kommission von 8
Meistern, aus jedem Kreis (den heu-
tigen 7 Bezirken und der Rheinpfalz,
die noch bis 1940 zu Bayern gehör-
te) einen. Die Kommission sollte die
Angelegenheiten vorantreiben und
die erforderlichen Vorarbeiten tref-
fen, um zu einem späteren Termin
einen bayerischen Schreinermeister-
Verband gründen zu können.

Wie notwendig es sei, angesichts
der in den Punkten 1. und 2. der
Tagesordnung erwiesenen Probleme
zusammenzuhalten, begründete der
Vorsitzende Georg Spönnemann: 

„Eine einzelne Person und auch
nicht eine Innung allein können
etwas ausrichten, aber das ganze
Gros der bayerischen Schreinerin-
nungen und Vereinigungen bildet

eine Macht, die an geeigneter Stelle
gehört werden müsse und auch
gehört würde.“

Fünf Monate später, am 9. und
10. November, fand in Nürnberg die
Gründungsversammlung des Ver-
bands bayerischer Schreinermeister
statt. Zu dieser hatte Schreinermei-
ster Spönneman die Kommissions-
mitglieder und alle bekannten
Innungen mit einem handschrift-
lichen Brief eingeladen. Dieser
Rundbrief erläuterte das Bestreben
und enthielt auch das Protokoll der
Versammlung von Landau an der
Isar.

In einer Vorbesprechung der Mit-
glieder der Kommission am 9.11.
wurden die Versammlungsleitung
gewählt, die Tagesordnung festge-
legt und eine Geschäftsordnung
beschlossen. Es konnte mit Genug-
tuung festgestellt werden, dass auf
den Rundbrief Zustimmungen von
Innungen aus 25 Städten vorlagen.

Auf der Delegiertenversammlung
am 10.11. ging es in den Referaten
und Diskussionen zu den ersten
Tagesordnungspunkten zunächst vor
allem darum, welche Schritte und
Maßnahmen geeignet sein könnten,
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um eine Herabsetzung der für die
Schreinereien bisher geltenden
hohen Beitragssätze zur Holz-
Berufsgenossenschaft und Brand-
schutzversicherung zu bewirken. 

Im letzten Tagesordnungspunkt
drehte es sich um die Beratung von
Fragen im Zusammenhang mit der
Gründung eines Verbandes, der
Zusammensetzung seiner Verwal-
tung und der Aufbringung der
Kosten.

Ergebnis der intensiven Diskus-
sion war der einstimmige Beschluss
über  die Gründung eines Verban-
des unter Annahme folgender Reso-
lution:

„Die am 10.November 1902 in
Nürnberg versammelten Kreisvertre-
ter des bayerischen Schreinerhand-
werks fassen (...) folgende Resolution:

Wir sind gewillt, zum Schutz und
zur Verteidigung gegen ungerechte
Belastung und Anforderungen an
unser Gewerbe, sowie zur Wahrung
und Förderung unserer gewerb-
lichen Interessen innerhalb Bayerns,
einen Verband unter dem Namen:
Verband bayerischer 
Schreinermeister
zu gründen. 
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Der Sitz des Verbandes soll vor-
läufig in Nürnberg sein und die
Wahl der Vorstandschaft den Nürn-
berger Herren überlassen bleiben.
Die Herren Kreisvertreter wollen
Sorge dafür tragen, daß alle ein-
schlägigen Vereinigungen und ein-
zelnen Schreinermeister ihres Krei-
ses dem Verband beitreten, (...). Des
weiteren werden durch einstimmi-
gen Beschluß die Beiträge wie folgt
festgesetzt:
1. für Kooperationen:  
1-30 Mitglieder  3 Mk Jahresbeitrag
2. über 30 bis 100 Mitglieder 
10 Pfg. pro Mitglied und Jahr
3. für jedes weitere Mitglied über
100  5 Pfg. pro Jahr
4. für Einzelmitglieder 1 Mk 
pro Jahr.“ 

Die gesamten umfangreichen
Protokolle der Versammlungen der
bayerischen Schreinermeister in
Landau und Nürnberg erschienen
am 10.10.1902 und am 02.01.1903
in der „Allgemeinen Handwerker-
zeitung“, dem Organ des „Allge-
meinen Deutschen Handwerkerbun-
des“.

Der 1. Vorsitzende, Schreiner-
meister G. Spönnemann, bittet in

einem weiteren Rundschreiben, dem
auch eine Protokollabschrift der
Gründungsversammlung beigefügt
ist, die Kollegen der Innungen um
den Beitritt zum Verband: 

„Es soll sich jede Innung und
Schreinervereinigung, sowie einzel-
ne Schreinermeister anschließen,
damit wir als großes Ganzes unsere
Interessen besser und nachdrük-
klicher zur Verwirklichung bringen
und unser so schönes, aber herab-
gedrücktes Gewerbe wieder zu
Ansehen erheben können...“ 

Weiter heißt es in diesem Schreiben:

„Für diesen bayerischen Schrei-
nermeisterverband wurde Nürnberg
als Vorort und zur Verwaltung fol-
gende Herren Schreinermeister
gewählt:

Georg Spönnemann
1.Vorsitzender
Christoff Bauch
2. Vorsitzender
Johann Höfler
Kassier
Eduard Kißkalt
Schriftführer.

Es wurde auch beschlossen, daß
der Schreinermeister-Verbandstag
immer einen Tag vor dem bayeri-
schen Handwerkertag seine Bera-
tungen abhält.“

Anlass für die Gründung war,
dass das bayerische Schreinergewer-
be sich „herabgedrückt“ und sein
Ansehen verloren sah. Um diese
damalige Situation besser verstehen
und einordnen zu können, werden
in einem Exkurs am Ende der Dar-
stellung der Verbandsgeschichte
(siehe Seite 103) wichtige allgemei-
ne Entwicklungsetappen des Hand-
werks und seiner Organisationen
aufgezeigt und einige historische
Voraussetzungen und Rahmenbe-
dingungen für die Gründung des
Landesverbandes dargestellt.
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Die Gründung des Verbands bay-
erischer Schreinermeister diente
zunächst einem Ziel, der wirksamen
Interessenvertretung. In den Jahr-
zehnten zuvor war es zu teilweise
massiven wirtschaftlichen und
gesellschaftlichen Veränderungen
gekommen. Das Handwerk musste
feststellen, dass es immer mehr ins
Hintertreffen geriet und begann sich
neu zu organisieren. Denn jede
Gruppe musste in diesen neuen
Bedingungen seine Interessen selbst
wahren. Und genau dies war und ist
bis heute der Unterschied zwischen
den Innungen und Verbänden einer-
seits und den Zünften mit ihrer
mittelalterlichen Tradition anderer-
seits. Die Innungen und Verbände
sind moderne Berufsstandsvertre-
tungen, deren Aufgaben eben nicht
mehr darin bestehen, als Ordnungs-
institution für alle Beteiligten aufzu-
treten und bis in die Privatsphäre
der Meister und der Mitarbeiter
sowie aller Familien hineinzuwirken.
Die Mitarbeiter waren bereits durch
gutorganisierte Gewerkschaften ver-
treten, die deren Interessen bereits
Ende des 19. Jahrhunderts mehr
und mehr durchsetzten. Das Hand-
werk hatte dabei noch großen
Nachholbedarf. Die Verantwort-

lichen hatten eingesehen, dass
bereits in der damaligen Zeit eine
Innung alleine kaum noch etwas
beeinflussen konnte.

Dies zeigt einer der Hauptgründe
für die Verbandsgründung, die
hohen Beiträge zur Holzindustrie-
Berufsgenossenschaft. Diese wurden
ohne Berücksichtigung der speziel-
len Verhältnisse im Handwerk fest-
gelegt - von Gremien, in denen kein
Handwerker vertreten war. Dies soll-
te sich ändern. Bereits in den 30er
Jahren wurde ein Schreiner Vorstand
der Berufsgenossenschaft. Die Frage
der Beitragshöhe ist jedoch bis in
unsere Zeit umstritten. Es fragt sich
nur, wie sie sich entwickelt hätten,
wenn das Handwerk seine Stimme
nicht erhoben hätte. 

Dies ist nur ein Schlaglicht auf
die Bedeutung der Interessenvertre-
tung, deren Erfolge nur schwer
messbar sind. Ein anderes Beispiel
zeigt sich 1921. Im Preußischen
Landtag äußert sich ein Abgeordne-
ter folgendermaßen:  „...er hoffe,
daß das gesamte Handwerk sehr
bald einem Museum für historische
Erinnerungen überwiesen werde.
...“ Die Geschichte hat gezeigt, dass

sich der Abgeordnete geirrt hat
aber ähnliche Stimmen werden
auch in der heutigen Zeit immer
lauter. Es war also dringend nötig,
dass sich das Handwerk wieder
selbst vertrat und wieder zu Wort
meldete.

Erweiterung des Aufgabenfelds
Aber bereits nach wenigen Jah-

ren stand nicht mehr nur die eigent-
liche Interessenvertretung im
Vordergrund. Bereits um das Jahr
1910 kommen zusätzliche Aufga-
ben, wie die Beratung und Förde-
rung einzelner Betriebe sowie die
moderne Nachwuchsausbildung
hinzu. Und etwa ab 1922 muss er
seine Tätigkeit auch auf den Tarifbe-
reich ausweiten. Aus der Überzeu-
gung, dass zahlreiche Rahmenbe-
dingungen auf Reichsebene
geschaffen werden, wird im glei-
chen Jahr mit großer Unterstützung
Bayerns der Reichsverband gegrün-
det und der bayerische Verband in
„Landesverband bayerischer Schrei-
nermeister“ umbenannt.

Viele Themen, neue und alte,
kommen hinzu: Beispielsweise wird
die Bekämpfung des „Pfuscher-
tums“ und der Unterangebote im
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Submissionswesen bereits in einer
Broschüre aus dem Jahr 1927
geschildert. Problemstellungen, die
den Verband während seiner
gesamten Geschichte begleiten.

Große Ansprüche - geringe
Finanzierung

Es kommen also immer mehr
Aufgaben auf den Landesverband
zu. Doch eines verändert sich kaum:
Die Ansprüche und Erwartungen
der Mitglieder sind sehr hoch.
Deren Bereitschaft, sich dafür einzu-

bringen und die notwendigen finan-
ziellen Mittel zur Verfügung zu stel-
len, ist dagegen - vorsichtig ausge-
drückt - nicht so ausgeprägt. Zum
25jährigen Jubiläum im Jahr 1927

fasst der damalige Geschäftsführer
dies so zusammen: „Jede Organisa-
tion ist das wert, was ihre Mitglie-
der aus ihr machen. Jede Organisa-
tion leistet nur das, was ihre Mit-
glieder in ihr leisten.“

Vor diesem Hintergrund und den
historischen Gegebenheiten ent-

wickelt sich der Landesverband im
Zeitablauf sehr unterschiedlich. Er
durchlebt Höhen und viele Tiefen,
die z.T. auch durch die Mitglieder
selbst verursacht werden. Die Auf-
gabenfülle und Anforderungen wer-
den dabei immer größer, die Rah-
menbedingungen ändern sich dra-
stisch. Unmittelbar nach dem 2.
Weltkrieg beispielsweise ist die
wichtigste Aufgabe, die Materialver-
teilung zu koordinieren. Später
dann kommt es zu einer rasanten
technischen Entwicklung, auf die
sich die Betriebe einstellen müssen.
Dies betrifft sowohl den Bereich der
maschinellen Anlagen wie auch völ-
lig neue Werkstoffe. Das führt dann
auch dazu, dass der Name der
Organisation nochmals geändert
wird. Ab 1972 nennt sich der Ver-
band „Fachverband Holz und Kunst-
stoff Bayern“.

Von der reinen Berufsstandver-
tretung zum umfassenden
Dienstleister

Heute ist der Fachverband Holz
und Kunststoff Bayern die Branche-
norganisation des Bayerischen
Schreinerhandwerks. Seine Mitglie-
der sind die 74 bayerischen Innun-
gen, in denen die Schreinerbetriebe
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auf der Basis freiwilliger Mitglied-
schaft organisiert sind.

In den 100 Jahren seines Beste-
hens haben sich die Aufgaben des
Verbands also immer mehr
erweitert. Neben der Vertretung der
politischen und gesellschaftlichen

Interessen der Schreinerbetriebe
gehören heute zahlreich professio-
nelle Beratungs- und Serviceleistun-
gen zum umfangreichen Spektrum.

Der Fachverband engagiert sich
bei der Mitgestaltung von Rahmen-
bedingungen für das Schreiner-

handwerk und nimmt dabei im
Sinne der Betriebe Einfluss auf Vor-
schriften und Auflagen. Er unter-
stützt seine Mitglieder bei der eige-
nen Marktpositionierung und
betreibt als „Sprachrohr“ des baye-
rischen Schreinerhandwerks intensi-
ve Öffentlichkeitsarbeit. Dazu gehö-
ren neben der Medienarbeit auch
die Organisation gemeinschaftlicher
Messeauftritte, die Veranstaltung
von Wettbewerben und das Bereit-
stellen von Werbemitteln.

Als kompetenter Dienstleister
berät der Verband seine Mitglieds-
unternehmen bei rechtlichen Fra-
gen, im betriebswirtschaftlichen und
betriebstechnischen Bereich. 

Im Bereich Aus- und Weiterbil-
dung kümmert sich der Fachver-
band um die Lehrlingsausbildung
und erstellt den theoretischen Teil
der Gesellenprüfung. In der ver-
bandseigenen Bildungsakademie
gibt es für Unternehmer und Mitar-
beiter zahlreiche Möglichkeiten zur
praxisnahen, qualifizierten Weiterbil-
dung in verschiedenen Bereichen.

Der Fachverband arbeitet mit
allen wichtigen Handwerksorganisa-
tionen und anderen Institutionen
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auf Landes- und Bundesebene eng
zusammen. Dazu zählen z.B. der
Bayerische Handwerkstag, die Verei-
nigung der bayerischen Wirtschaft,
der Bundesverband HKH und der
Zentralverband des Deutschen
Handwerks. Damit ist gewährleistet,
dass die Anliegen der bayerischen
Schreinerbetriebe auch in den Spit-
zengremien Gehör finden.

Die Entwicklung
Aus dieser schlaglichtartigen

Zusammenfassung wird bereits
deutlich, welche umfangreiche Ent-
wicklung der Landesverband in den
zurückliegenden 100 Jahren mach-
te. Im Folgenden soll nun themen-
bezogen darauf eingegangen wer-
den, welche Aufgaben der junge,
noch mitgliederschwache und finan-
ziell schlecht ausgestattete Verband
bayerischer Schreinermeister
zunächst aufgriff, welche hinzuka-
men und welche Entwicklung das
Schreinerhandwerk und dessen Ver-
bandsorganisation bis heute nahm.
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sterausbildung.
Ziel der Ausbildungsbemühun-

gen des Schreinerhandwerks war es
bereits zu dieser Zeit, den Schreiner-
beruf auch gegenüber der Industrie
attraktiv zu gestalten.

Berufsausbildung – 
eine kontinuierliche Entwicklung

In den Gründungsjahren des Ver-
bandes wurde bereits sehr früh über
das entstehende „Fortbildungsschul-
wesen“ im Schreinerhandwerk
diskutiert. Die Vorläufer der Berufs-
schulen wurden von den Mitglie-
dern des Verbandes als sinnvoll und
notwendig erachtet. Dies zeigt sich
an den frühen Bestrebungen des
Verbandes, auf eine gute
Zusammenarbeit mit den Schulen
hinzuwirken. 

Bereits 1906 wird das Thema Fort-
bildungsschulen beim Deutschen
Tischlertag in Dessau beraten und all-
seitig von den Schreinern anerkannt.
Es soll sogar angestrebt werden, dass
der Fortbildungsschulunterricht obli-
gatorisch wird. Dabei ist man sich
sicher, „Dem Tagesunterricht vor dem
Abendunterricht den Vorzug zu
geben.“ In einigen Innungen wird der
Unterricht für die Schreinerlehrlinge
auf den Sonntag gelegt.

Von Anfang an gehörte das
Thema Aus- und Weiterbildung zu
den Schwerpunkten der Verbands-
arbeit. Durch die 100-jährige Ver-
bandsgeschichte zieht sich wie ein
roter Faden das ständige Bemühen
um die Vereinheitlichung der Ausbil-
dung und insgesamt die Steigerung
der Ausbildungsqualität. Viele
Widerstände auch aus den eigenen
Reihen gab es dabei zu überwinden,
entsprechend viel Überzeugungsar-
beit musste geleistet werden. Doch
immer war und ist bis heute klar,
dass das Schreinerhandwerk sich
mit aller Kraft um die Sicherung und
Qualifizierung des Nachwuchses
kümmern muss. 

Als 1902 die „Staatliche konzes-
sionierte Süddeutsche Schreiner-
Fachschule“ in Nürnberg ihre Arbeit
aufnahm, um eine vorbereitende
Ausbildung zur Ablegung der Mei-
sterprüfung zu realisieren, zeichnete
sich bereits ab, dass ein umfangrei-
ches Arbeitsgebiet auf den neu
gegründeten Verband zukam: Es
galt, die berufliche Nachwuchsbil-
dung aufzubauen und diese den
modernen Gegebenheiten anzupas-
sen. Dies betraf sowohl die Lehr-
lingsausbildung als auch die Mei-

Meister zu Lehrkräften
Der Einsatz des Verbandes für

eine hohe Qualität der Ausbildung
zeigte sich schon bei der 7. Ver-
bandstagung 1909 in Kulmbach.
Dort referierte der Nürnberger
Schreinermeister Gulden zum
Thema “Fortbildungsschulen im
Schreinergewerbe. Zweck und Nut-
zen derselben.” Er kritisierte den
zeitlichen Umfang der schulischen
Ausbildung und die dort angebote-
nen Ausbildungsinhalte. Auch regte
er an, Handwerksmeister als Lehr-
kräfte in Berufsschulen heran zu zie-
hen. Vier Jahre später, auf dem Ver-
bandstag in Aschaffenburg, ist die
drohende Verschulung der Lehr-
lingsausbildung wichtiger Diskus-
sionspunkt. Der Mangel an gemein-
sam erarbeiteten Ausbildungsinhal-
ten wird von Verbandsseite zuneh-
mend beklagt. “Auch bei dem
gegenwärtig einsetzenden Ausbau
des Fortbildungsschulwesens müs-
sen wir Handwerker die Augen auf-
behalten und besonders an dem
Grundsatz festhalten, dass die
Werkstatt nicht durch die Schule
ersetzt wird”, mahnte der damalige
1. Vorsitzende Georg Spönnemann
aus Nürnberg bei der Tagung 1914. 
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Mit diesem Anspruch, aktiv die
schulische Seite der Ausbildung zu
begleiten, wurde ein Signal für das
Ringen um eine verbesserte Nach-
wuchsausbildung gesetzt.

Eine entscheidende Weichenstel-
lung für die Berufsausbildung ist das
Ergebnis der Delegiertenversamm-
lung von 1912. Einstimmig wurde
beschlossen, in einer Eingabe des
Verbandes alle bayerischen Hand-
werkskammern zu ersuchen, die 
3,5-jährige Lehrzeit einzuführen.

Landesverband legt 
Prüfungsinhalte fest

Ab dieser Zeit verstärkt der Ver-
band den Einsatz für das berufliche
Bildungswesen. Wichtigstes Ziel war
es, Lehrlingsausbildung und das dar-
auf aufbauende Ausbildungsange-
bot für die Vorbereitung auf die
Meisterprüfung zu verbessern. Dem
Landesverband oblag in der folgen-
den Zeit die Festlegung der theoreti-
schen und praktischen Ausbildungs-
inhalte, welche dann an die zustän-
digen Stellen (Handwerkskammern)
weitergeleitet werden mussten.

Immer wieder wurde in diesen
Jahren seitens der Delegierten

gemahnt, dass „beim
gegenwärtigen Aus-
bau des Fortbildungs-
schulwesens“ die
„Handwerker die
Augen aufbehalten“
und darauf achten sol-
len, dass „die Werk-
statt nicht durch die
Schule ersetzt wird.“

In den Jahren wäh-
rend und unmittelbar
nach dem ersten Welt-
krieges finden sich in
historischen Aufzeich-
nungen des Verbandes
keine entscheidenden
Aussagen und
Beschlüsse zur Berufs-
bildung. Die Not –
ausgelöst durch den
Krieg – erfordert den
ganzen Einsatz des
Verbandes beim Überlebenskampf
der Schreinereien.

Die Bedeutung und der Stellen-
wert der Lehrlingsausbildung macht
die Aussage des Verbandsgeschäfts-
führers Dr. Dörfler im Jahre 1921
deutlich: „ Die Lehrlingsfrage ist ...
eine reine Bildungsfrage und keine

Arbeitsfrage, der Lehrvertrag ...
begründet ein Erziehungsverhältnis
und kein Arbeitsverhältnis.“

Leitsätze zur Lehrlingsausbildung
Dass den Bemühungen um eine

gute Ausbildung auch Probleme in
den eigenen Reihen entgegen stan-
den, zeigte sich auf dem Verbands-
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tag 1922. Dort beklagten Verbands-
vertreter die teils schlechte Behand-
lung von Lehrlingen. Als ein Beispiel
neben anderen wurde auf Praktiken
im Bezirk Ingolstadt verwiesen, wo
“Meister ihre Lehrlinge von der
Stadt auf das Land zum Dampfdre-
schen schicken und am Samstag mit
16 Mk Entschädigung nach Hause
schicken und dabei noch mißhan-
deln”. Auch vor diesem Hintergund
stellte sich die Ausbildung und
damit die Nachwuchssicherung im
Schreinerhandwerk für den Verband
als eine der wichtigsten Fragen
überhaupt dar. 

1923 positioniert sich der Ver-
band mit 4 Leitsätzen zur Lehrlings-
ausbildung. Diese Leitsätze werden
in den folgenden Jahren der Aus-
gangspunkt für die intensive Ver-
bandsarbeit darstellen und wurden
während der Deligiertenversamm-
lung in Kempten beschlossen:

„1. Das bayerische Schreiner-
handwerk ist bereit, sich mit allen
seinen Kräften an der bestmög-
lichen Ausbildung des Nachwuchses
zu beteiligen, ist gewillt, gegen alle
Auswüchse auf diesem Gebiet ener-
gisch vorzugehen, muß aber verlan-

gen, dass auf diesem Gebiet des
handwerklichen Lehrlingswesens
historisch gewordenen  und gesetz-
lich geregelte Verhältnisse Beach-
tung finden.

2. Den berufenen gesetzlichen
Vertretern empfiehlt der Landesver-
band dringend, die restlose Durch-
führung der 3,5-jährigen Lehrzeit.
Die vierjährige Lehrzeit ist anzustre-
ben. Der Landesverband wird beauf-
tragt, die Frage der wertbeständi-
gen Festlegung der Lehrlingsent-
schädigung zu prüfen und den
Kreisverbänden entsprechende Vor-
schläge zu machen.

3. Die vom Landesverband auf-
gestellten Richtsätze für die Lehr-
lingsentschädigung sind von den
Innungen im Benehmen mit ihren
Gesellenausschüssen zur gesetzmä-
ßigen Anerkennung zu bringen.
Neu abzuschließenden Lehrverträ-
gen wird folgende Bestimmung zur
Aufnahme empfohlen: Die Vergü-
tung richtet sich nach den vom Lan-
desverband festgesetzten Sätzen.

4. Der geschäftsführende Vor-
stand wird beauftragt, eine Ausbil-
dungsnorm auszuarbeiten und den

Kreisverbänden zur Stellungsnahme
baldigst vorzulegen.“

Hohe Ausbildungsqualität
gewünscht

Um den Nachwuchs sicher zu
stellen bzw. geeignete Lehrlinge zu
finden, erprobt der Verband in
Zusammenarbeit mit der Innung
Nürnberg im Jahre 1924/25 die Eig-
nungsprüfung von möglichen Lehr-
lingen. Es zeigt sich, dass diese Art
der Prüfung durchaus geeignet ist,
„ungeeignete Jungen fernzuhalten
und die Auswahl zu erleichtern“.
Das Ziel „qualitativ höchstausgebil-
dete Facharbeiter“ zu erhalten und
damit eine „Waffe gegen Schund
und Pfusch“ zu haben wird in den
20er-Jahren verstärkt verfolgt. Die
„Richtlinie für die Heranbildung der
Lehrlinge“ geht den Kreisverbänden
1924 als Entwurf zu und wird 1925
herausgegeben. Um die Verbindung
mit der Schule herzustellen, tritt der
Landesverband dem Bayerischen
Berufsschulverband bei und schafft
so die Voraussetzung für eine Ein-
flussnahme auf das Schulgesche-
hen.

Flankiert werden diese Maßnah-
men ab 1924 auch durch die Her-
ausgabe einer Lehrlingszeitung als
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Beilage zum Verbandsorgan. Diese
Beilage fand sehr großes Interesse.
Ein Jahr später folgte eine ähnliche
Beilage zur Vorbereitung auf die
Meisterprüfung. 

Schreinerinnung Pfarrkirchen
setzt Massstäbe

Wie intensiv sich auch einzelne
Innungen der wichtigen Frage des
Lehrlingswesens annehmen zeigt
eine Veröffentlichung in der Bayeri-
schen Schreinerzeitung vom 20.
Dezember 1924:

Mit einer gewissen Befriedigung
kann man da und dort feststellen,
dass die Notwendigkeit der Beschäf-
tigung mit den Fragen der Ausbil-
dung unseres Nachwuchses mehr
und mehr an Beachtung und
Berücksichtigung erfährt. Des Inter-
esses halber geben wir aus einer
Zuschrift der rührigen Schreiner-
Innung Pfarrkirchen folgendes
bekannt:

In gemeinsamer Sitzung der
Dorflandschaft mit dem Gesellen-
ausschuss für das Lehrlingswesen
am 5. Oktober 1924 wird mit Wir-
kung ab 1.1.1925 folgender
Beschluss gefasst: 
1. Annahme von Lehrlingen: Die

Annahme von Lehrlingen darf nur
am 1. Mai und am 1. Oktober jeden
Jahres erfolgen. 
Für neuanzunehmende Lehrlinge ist
durch die Handwerkskammer und
die Spitzenverbände des Gewerbes
auf gesetzliche Einführung von Eig-
nungsprüfungen hinzuarbeiten,
damit nur die besten Kräfte dem
Handwerk zugeführt werden. 
Bis zur gesetzlichen Einführung der
Eignungsprüfungen sind jedem ein-
gereichten Lehrvertrag Schulzeug-
nisse beizulegen. Der Ausschuss für
das Lehrlingswesen ist berechtigt,
die Genehmigungen des Lehrvertra-
ges von guten Schulzeugnissen
abhängig zu machen. Lehrlinge
über 17 Jahren dürfen nur in
begründeten Ausnahmefällen ange-
nommen werden. Gegen das Halten
sogenannter wilder Lehrlinge ist mit
allen Mitteln vorzugehen. 

2. Zwischenprüfung: Um den Aus-
bildungsgang eines jeden Lehrlings
zu überwachen, hat sich jeder Lehr-
ling nach Ablauf eines Lehrjahres
einer Zwischenprüfung zu unterzie-
hen. Dieselben sind gebührenfrei.
Nach Möglichkeit sind diese
Zwischenprüfungen gemeinsam mit
allen üblichen Fachgruppen zu ver-

anstalten, um in Form von Ausstel-
lungen der Öffentlichkeit die Erzie-
hungstätigkeit der Handwerkerorga-
nisationen vor Augen zu führen. 

3. Gesellenprüfung: Den Gesellen-
prüfungen ist größte Aufmerksam-
keit zu widmen. Dieselben sind
nach Möglichkeit gleichzeitig mit
den Prüfungen der übrigen Fach-
gruppen abzuhalten. Lehrlinge mit
mangelhaften Kenntnissen sind
rücksichtslos zurückzuwerfen. Lehr-
meister, welche Ihre Lehrlinge
schlecht ausbilden, haben die Ent-
ziehung der Anleitungsbefugnis zu
gewärtigen. 

4. Allgemeines: Die Handwerkskam-
mer wird dringend ersucht, auf
strenge Einhaltung der bestehenden
Vorschriften über das Lehrlingswe-
sen überhaupt, besonders über die
Höchstzahl der Lehrlinge zu achten.
Weiters wird ersucht, vorstehende
Beschlüsse zu Überprüfen und den
Innungen die Einführung nahe zu
legen. 
5. Pfuschtertum : Als Verstoß gegen
die Standesehre (§2) ist es mit Stra-
fe zu ahnen, wenn Hilfsarbeiter in
kleinen Handwerksbetrieben
beschäftigt werden; ebenso ist ver-
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boten, an solche, die nicht Mitglie-
der unserer Innung sind und auch
einer Nachbarinnung nicht angehö-
ren:
a) Die leihweise Überlassung von
Werkzeugen und sonstigen Hilfsmit-
teln und Materialien, 
b) Anweisung oder Aufklärung über
praktische oder technische Handha-
bung der verschiedenen Arbeiten im
Schreinergewerbe z. B. Holzverbin-
dungen, Anschlagen, Anstreichen,
Beizen, Massieren, Lackieren usw. 

Diese Beschlüsse wurden auch
der zuständigen Handwerkskammer
in Passau zugeleitet, die in Ihrer
Antwort sehr beachtenswert dazu
Stellung nahm:

„..... Ihre Grundsätze, die von
selten hoher Auffassung der Mei-
sterpflichten und einem über dem
gewöhnlichen Maße stehenden
Interesse an der Lehrlingsbildung
zeugen, fanden ungeteilte Beach-
tung. Liegt doch das Geheimnis der
Handwerksförderung in der Qua-
lität, die auch Qualitätshandwerker
verlangt. Die Eignungsprüfungen
sind ein hervorragendes Mittel, den
Nachwuchs den Ernst des Lebens
und die Bedeutung des einschlägi-

gen Handwerks vor Augen zu füh-
ren; für das Handwerk ist sie das
notwendige Verfahren, von vornher-
ein ungeeignete Elemente von
einem der Veranlagung und der
Fähigkeiten nach ungeeigneten
Beruf abzuhalten und diese auf den
richtigen Lebensweg zu weisen. Die
Eignungsprüfung verspricht auch
das beste Vorbeugungsmittel gegen
spätere Lösungen des Lehrvertrages
und insbesondere des Pfuschertums
und auch der Lehrlingszüchterei zu
werden; sie wird das Reinigungsin-
strument im Lehrlingswesen über-
haupt. 

Die Zwischenprüfung fördert den
Eifer der Lehrlinge, der Zwischen-
prüfling wird mit dem Gesellenprüf-
ling wetteifern. Sie wird für Lehrling
und Meister ein Hinweis auf die
Mängel der seitherigen Ausbildung
und ein Ansporn zur Ertüchtigung.
Diese Ziele werden durch die damit
verbundenen Ausstellung der Prü-
flingsarbeiten nachdrücklich der
Verwirklichung zugeführt. 

Die Veredelung der Gesellenprü-
fung ist ein erstrebenswertes
Ziel...... „

Richtlinien offiziell verabschiedet
Beim Verbandstag in Passau

1926 wurden „Zentrale Richtlinien
für das Lehrlings- und Prüfungswe-
sen“ verabschiedet. Diese Richtli-
nien sollen den Handwerkskammern
mit der Bitte zur Umsetzung vorge-
legt werden, damit die Vereinheitli-
chung und Förderung der festgeleg-
ten Maßnahmen unterstützt wird. 

Mit einem Schreiben vom 4. Mai
1927 richtet sich der Landesverband
an das Ministerium für Handel –
Industrie – Gewerbe, um eine Aus-
sprache mit den an den Schulen
tätigen Lehrkräften herbeizuführen.
Ziel dieser Aussprache soll die
Absprache der Ausbildungsinhalte
sein, um Werkstatt und Schule
näher zusammenzuführen. Auf-
grund der zögerlichen Bearbeitung
der Anfrage im Ministerium konnte
die geplanten Aussprachen erst
Ende 1928 beginnen. Wie stark sich
der Verband immer wieder für die
gute Lehrlingsausbildung einsetzte,
zeigt sich an einer Entschließung
aus dem Jahre 1928:

„Das bayerische Schreinerhand-
werk betrachtet es als eine seiner
vornehmsten Aufgaben, der Nach-
wuchsfrage ganz besondere Sorg-
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falt zu widmen. Wird doch dadurch
nicht nur ihm selbst, sondern vor
allem auch der deutschen Wirt-
schaft und damit dem engeren
Vaterland gedient, das mehr denn je
in Gegenwart und Zukunft qualitativ
möglichst hochstehende Arbeits-
kräfte zu seinem Wiederaufstieg
benötigt.

Der Verbandstag des Landesver-
bandes Bayerischer Schreinermeister
richtet deshalb an seine Innungen
und Kreisverbände wie an jeden
einzelnen bayerischen Schreinermei-
ster den Apell, ihr Bestes einzuset-
zen für eine möglichst gediegene
Ausbildung des Nachwuchses.

Zur Sicherung der möglichst weit-
gehenden Einheitlichkeit der Ausbil-
dung des Nachwuchses werden alle
Glieder des bayerischen Schreiner-
handwerks aufgefordert, im Sinne
der Richtlinien des Landesverbandes
Bayerischer Schreinermeister , die
eine planmäßige Arbeit gewährlei-
sten, unablässig tätig zu sein und sie
gewissenhaft zu beachten.“

Beim Verbandstag 1928 wurden
auch Beschlüsse zur Lehrzeit und
zum Einstellen von Lehrlingen
gefasst. Die Dauer der Lehrzeit wird

auf 4 Jahre festgesetzt. Betriebe mit
einem Gesellen dürfen nur 1 Lehr-
ling, Betriebe mit bis zu 4 Gesellen
höchstens 2 Lehrlinge und noch
größere Betriebe höchstens 3 Lehr-
linge einstellen. Die Umsetzung der
Beschlüsse in den Handwerkskam-
mern bedurfte allerdings eines star-
ken Engagements des Verbandes.

Bereits 1923 kam seitens der
Reichsregierung ein Entwurf zum
Berufsbildungsgesetz heraus. Dieser
Entwurf blieb jedoch viele Jahre
unerledigt liegen. Im August 1929
jedoch wird das Berufsbildungsge-
setz vom Reichswirtschaftsminister
und Reichsarbeitsminister dem
Reichstag vorgelegt. 

Neue Lehrlingsordnung
Nahezu parallel zu der erneuten

Diskussion des Berufsbildungsgeset-
zes veröffentlicht der Landesverband
bayerischer Schreinermeister die
„Lehrlingsordnung für das west-
deutsche Tischlerhandwerk“. Neben
den Lehrinhalten finden sich Regeln
zur Prüfung, zur Eignungsprüfung,
zu den Lehrlingszahlen pro Betrieb,
zur Lehrzeit (sie beträgt in der Regel
3 Jahre und darf 4 Jahre nicht über-
schreiten), zu Urlaubsansprüchen

und zur Vergütung. Diese Lehrlings-
ordnung tritt am 1.1.1930 in Kraft
und ist unterzeichnet durch die
Arbeitgeber- und Arbeitnehmeror-
ganisation sowie durch die Hand-
werkskammertage. Die Umsetzung
in den einzelnen Kammerbezirken
vollzog sich allerdings nicht einheit-
lich.

1931 erfolgt in Ingolstadt die
Zusammenkunft zwischen der
Berufsschullehrerschaft und dem
Verband. Sowohl die Lehrer als auch
die Lehrmeister vertraten die Auffas-
sung, dass die Gesellenprüfungen
nicht streng genug sein können, die
Lehrer bei den Prüfungen hinzuge-
zogen werden sollen und alle Lehr-
linge einer Berufsschule zugeführt
werden müssen. Die konstruktive
Zusammenarbeit Berufsschule – Ver-
band scheint allerdings zu diesem
Zeitpunkt gefährdet. Viele Stadtvä-
ter beabsichtigen, in Folge leerer
Kassen Berufsschulen zu schließen.

1932 gibt der Landesverband
eine neue Richtlinie für die Lehr-
lingshaltung heraus. Diese Richtlinie
enthält keine Angaben zu den
Inhalten der Ausbildung, sondern
lediglich zur Zahl der Lehrlinge, zum
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Lehrgeld, zu Beiträgen zu den sozia-
len Versicherungen, dem Schulgeld
und die Kostenträgerschaft bei den
Prüfungen. Diese Richtlinie enthält
ebenfalls Formulierungsvorschläge
für eine „Vereinbarung über Lehr-
geld“.

Zentrale Vorschriften 
im dritten Reich

Massive Einschnitte für die
Arbeit des Verbandes und des
Schreinerhandwerks insgesamt
brachte die zeit des Nationalsozia-
lismus. Dem Landesverband bayeri-
scher Schreinermeister ergeht es wie
allen anderen Organisationen und
Einrichtungen: Die Eigenständigkeit
der Innungen und Verbände wird
gänzlich aufgelöst. In den Jahren
des Nationalsozialismus wurden
zentral Vorschriften für die Meister-
prüfung und für die Gesellenprü-
fung erlassen. Auch wird es in die-
ser Zeit für die Lehrlinge zur Pflicht,
ein Werkstattwochenbuch zu führen
(ab 1936). 

Die vom Reichsinnungsverband
ausgearbeitete fachliche Regelung
des Lehrlingswesens im Tischler-
handwerk wurde 1938 vom Reichs-
und Preußischen Wirtschaftsministe-
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rium genehmigt. In dieser Regelung
wird erstmals die Lehrzeit für eine
kurze Zeit auf 4 Jahre festgelegt.
Parallel zu dieser Regelung werden
auch die Berufsausbildungspläne
der Berufsschule bekannt gegeben.
1938 wird auch das Reichsschul-
pflichtgesetz erlassen, das erstmals
eine Berufsschulpflicht festschreibt. 

Aufgrund des angespannten
Arbeitsmarktes, des zweijährigen
Wehrdienstes und der Einführung
des halbjährigen Arbeitsdienstes
wird dem Schreinerhandwerk in die-
ser Zeit nur eine geringe Zahl von
Lehrlingen zugewiesen. Um den
Nachwuchssorgen entgegen zu wir-
ken wird die Lehrzeit von der Hand-
werksführung wieder auf 3 Jahre
begrenzt.

Nach Ende des Krieges musste
auch der Fachverband nach seiner
Wiedergründung 1946 seine Arbeit
neu beginnen, bei der existentielle
Fragen wie die Materialversorgung
der durch den Krieg und seine Folgen
Not leidenden Betriebe im Mittel-
punkt standen. Anfang 1950 dann,
nach jahrelangem Kampf ums Über-
leben, rückte das Thema Ausbildung
wieder mehr in den Vordergrund. 
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Einheitliche Meisterprüfung
Auf Anregung des Landesver-

bandes erfolgt allerdings bereits
1948 eine Zusammenkunft der Mei-
sterprüfungskommissionen. Die
Aussprache war notwendig gewor-
den, nachdem sich gezeigt hatte,
dass die Anforderungen  in den
Meisterprüfungen sehr unterschied-
lich waren. Sämtliche Kommissionen
waren sich anschließend einig, dass
eine Vereinheitlichung notwendig
ist. Als Ergebnis wurden Richtlinien
für die Meisterprüfung erarbeitet.

Fachschule sorgt für 
Diskussionen

Um 1950 wurde intensiv die
Frage diskutiert, wie der Verband
sich bei der Gründung einer Fach-
schule beteiligen kann und wo eine
solche Schule angesiedelt werden
soll. Anlass für die Diskussion war
das Angebot einer staatlichen Stelle,
das Schloss Aub bei Ochsenfurt für
schulische Zwecke bereitzustellen.
Nach Bekanntgabe dieses Angebo-
tes tauchten aus ganz Bayern Vor-
schläge für einen Standort auf.
Schließlich sollte ein Entscheidung
zwischen den Städten Aub, Ingol-
stadt, Neuburg, Coburg und Nürn-
berg gefällt werden. Bei der Mitglie-

derversammlung 1952 standen
schließlich Neuburg und Coburg zur
Abstimmung. 37 Stimmen entfielen
auf Coburg, 31 auf Neuburg und 7
Stimmen waren ungültig. Aufgrund
dieses nicht sehr eindeutigen Ergeb-
nisses wurde über die Frage abge-
stimmt, ob überhaupt eine ver-
bandseigene Fachschule errichtet
werden soll. Bei dieser Abstimmung
stimmten 44 Mitglieder gegen eine
solche Einrichtung, womit das
Thema abgeschlossen wurde. Der
Verband kümmerte sich jedoch
weiterhin um die Schulfrage.

Ein wichtiger, von Landesin-
nungsverband begrüßter Schritt war
die Absicht des Bezirks Oberbayern,
seine Berufsfachschule für Schreiner
und Holzbildhauer in Garmisch-Par-
tenkirchen um eine Fachschule zu
erweitern. Damit war “ein gewisser
Ersatz für die nicht zustande
gekommene verbandseigene Fach-
schule geschaffen”, sagte der
damalige Geschäftsführer Dörfler
beim Verbandstag 1956. Am 2.
November dieses Jahres rief der Ver-
band alle seine Mitglieder in einem
Rundbrief dazu auf, für die Fach-
schule zu spenden. Mit Erfolg: Mit
Verbands- und Spendengeld konn-

ten die Werkstatteinrichtung
beschafft und Fachbücher zur Verfü-
gung gestellt werden. Am 29. Okt-
ober 1957 konnte die Schule dann
ihre neue Meisterabteilung mit
zunächst 15 Schülern eröffnen.
Damit gab es jetzt 2 Fachschulen in
Bayern; die neu geschaffene in Gar-
misch-Partenkirchen und die bereits
1906 entstandene Meisterschule für
das Schreinerhandwerk an der Ker-
schensteiner Berufsschule in Mün-
chen, zu der der Verband von
Anfang an enge Beziehungen unter-
hielt. 

Maschinen verändern Ausbildung
Vermehrt setzte sich Anfang der

50er-Jahre auch die Erkenntnis
durch, dass überbetriebliche Ausbil-
dung insbesondere an Maschinen
immer nötiger wurde. Bereits 1951
hatte der Ausschuss für Berufsbil-
dung und Meisterprüfungswesen
dies gefordert. Hintergrund war die
zunehmende Spezialisierung der
Betriebe, die aus diesem Grund oft
nicht mehr in der Lage waren, ihren
Lehrlingen das gesamte Berufsfeld
zu vermitteln. Doch die Umsetzung
der überbetrieblichen Ausbildung
war nicht einfach: Lehrgangsleiter
und Werkstätten mussten dafür ver-
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fügbar sein, Lehrgangsinhalte konzi-
piert werden. 1959 begannen
schließlich die ersten Maschinen-
lehrgänge, und in den folgenden
Jahren konnten sie in den Berufs-
schulen durchgeführt werden, mit
denen Innungen und Verband eng
zusammen arbeiteten. Auch Zwi-
schen- und Gesellenprüfungen fan-
den in den Schulen statt - eine gute
Lösung für alle Beteiligten. 

Es dauert allerdings noch einige
Jahre, bis die „überbetriebliche Aus-
bildung“ eine Selbstverständlichkeit
ist. Neben den organisatorischen
Schwierigkeiten hinsichtlich Werk-
stätten und Lehrgangsleiter steht
immer wieder die Finanzierung der
Kurse auf der Tagesordnung.

Die sukzessive Verbesserung der
überbetriebliche Ausbildung war
und bleibt eine vorrangige Aufgabe
des Verbandes. Erfreulich konnte
festgestellt werden, dass ca. 98%
aller Schreinerlehrlinge in 1975 den
T 4-Maschinenlehrgang besucht
haben. Das Angebot an überbe-
trieblichen Ausbildungslehrgängen
wird in diesen Jahren kontinuierlich
erweitert. 

Die Handwerksordnung hatte
1953 eine besondere Bedeutung.
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Zum einen wurde der Große Befähi-
gungsnachweis wieder eingeführt
und zum anderen existierte nun ein
Gesetz, mit dem das Ausbildungs-
und Prüfungswesen einheitlicher
vollzogen werden konnte. So ist es
nicht verwunderlich, das bereits
1954 die erste Lehrlingswarteta-
gung stattfand. Diese Tagungen
werden bis heute jährlich ausgerich-
tet und dienen neben dem Erfah-
rungs- und Gedankenaustausch
auch der Informationsvermittlung. 

In den 50er-Jahren arbeitet der
Landesinnungsverband verstärkt mit
dem Bundesverband an dem detail-
lierten Ausbau des Ausbildungs-
und Prüfungswesens. 1956 existier-
te bereits ein Grundlagenwerk zur
Lehrlingsausbildung. Die fachlichen
Vorschriften werden mit Nachdruck
dringend zur Anwendung empfoh-
len. 

Lehrlinge Mangelware
Mitte der 50er-Jahre bereitet der

Mangel an Lehrlingsnachwuchs dem
Schreinerhandwerk große Sorgen.
Einmal mehr wird darum die Anpas-
sung der Ausbildung an die moder-
ne Realität gefordert. Das Schreiner-
handwerk sieht sich wie in den

20er-Jahren der Konkurrenz mit der
Industrie ausgesetzt. Der Arbeits-
platz im Schreinerhandwerk war in
den Augen der Öffentlichkeit
gegenüber der Industrie nicht
attraktiv genug. In den Jahren
1958/59 konnten nur 58% der Aus-
bildungsstellen besetzt werden. Die
Innungen und der Landesverband
starteten daher in diesen Jahren
eine nachdrückliche Lehrlingswer-
bung. So wird die Jahrestagung des
Landesinnungsverbandes 1960 in
Landshut zur berufskundlichen
Schau ausgebaut. Sie zeigt ein-
drucksvoll das moderne Schreiner-
handwerk und seine vielseitigen
Möglichkeiten für junge Menschen.
Diese als Wanderschau aufgebaute
Information wird den Innungen für
die Werbung vor Ort zur Verfügung
gestellt und sehr erfolgreich einge-
setzt. Zur Verbandstagung 1963
konnte der Landesverband in einem
Rundschreiben an die Innungen her-
vor heben, dass sich kein Aufgaben-
gebiet des Verbandes bayernweit so
positiv entwickelt habe wie die
Lehrlingsausbildung. Die Notwen-
digkeit, für die Ausbildung zum
Schreiner zu werben, ergibt sich je
nach Geburtenzahlen bzw. je nach
konjunktureller Lage im Laufe der

Jahre immer wieder. Und auch die
Konkurrenz zu „modernen“ Beru-
fen ist immer wieder eine Heraus-
forderung, der sich der Ausschuss
„Berufsbildung“ und der Verband
stellen müssen.

Vorlage für Gesellenprüfungen
Der im Jahr 1954 gegründete

Ausschuss „Berufsbildung und Prü-
fungswesen“ hat immer wieder
Impulse für die fachliche und politi-
sche Arbeit des Landesverbandes,
seiner Innungen und auch auf
Bundesebene gegeben. Dass dies
mit einem großen Aufwand verbun-
den ist, zeigt allein dieTatsache, dass
in den 60er-Jahren der ehrenamtlich
Beauftragte für Nachwuchsfragen
Theo Ruff persönlich die 8 Bezirke
bereiste und den Obermeistern und
Lehrlingswarten die neuen fach-
lichen Vorschriften zur Lehrlingsaus-
bildung erläuterte.

Der Ausschuss „Berufsbildung
und Prüfungswesen“ erstellt u. a.
Bewertungsbögen für die Gesellen-
prüfung und erleichtert damit den
Innungen die Arbeit. 

Seit 1964 durfte laut Beschluss
des Verbandes kein Lehrling mehr
ohne die Verbindungsfibel ausgebil-
det werden. Ende der 60er-Jahre
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gibt der Landesverband erstmals
eine mustergültige Gesellenprüfung
als Vorlage an die Innungen. Auf
Anhieb nutzen 40 Innungen dieses
Angebot. Um 1968 existieren zahl-
reiche Anleitungen / Auswertungs-
bögen und Muster, die die Abnah-
me der Gesellenprüfung erleichtern
oder die ordnungsgemäße Ausbil-
dung unterstützen. Die hohe Lei-
stung des Landesverbandes manife-
stiert sich auch in der Tatsache, dass
Theo Ruff zum stellvertretenden
Ausschussvorsitzenden „Berufsbil-
dung und Prüfungswesen“ auf
Bundesebene gewählt wird. Durch
dieses aktive Mitwirken auf Bundes-
ebene gelingt es in den folgenden
Jahren immer wieder, die bayeri-
schen Interessen auf dieser Ebene
sehr gut zu vertreten.

Berufsbildungsgesetz 
verabschiedet

Im Rahmen der großen Koalition
entstand 1969 ein in der Welt ein-
zigartiges Gesetz über das
Zusammenwirken von Arbeitgebern,
Gewerkschaften, Kammern und
staatlichen Stellen zum Zweck der
beruflichen Qualifizierung: Das
Berufsbildungsgesetz. 

In Zusammenhang mit dem
Berufsbildungsgesetz macht der
Verband noch einmal deutlich, dass
an der Meisterlehre festgehalten
werden muss. Es gilt nun, die Mög-
lichkeiten des Gesetzes so zu nut-
zen, dass das Handwerk nach wie
vor Ausbilder auf dem gewerblichen
Sektor bleiben will. Theo Ruff in sei-
ner Ansprache bei der Mitglieder-
versammlung 1969: „...Wir dürfen
nicht den Fehler begehen, das
Gesetz nicht in die Tat umzuset-
zen.....Wir wollen dem Meister
Mittel und Wege aufzeigen, damit
er die Lehre gleichlaufend und
parallel mit den anderen Betrieben
abwickelt. ...“

1970 begann der Verband mit
der Erstellung des Ausbildungspro-
gramms für die Meisterlehre, 1971
wurde es fertig gestellt. Besonders
hervorzuheben ist die Tatsache, dass
dieses Programm des bayerischen
Verbandes ohne Einschränkungen
für die Ausbildungsordnung auf
Bundesebene übernommen wurde
und der Ausbildungsordnung beige-
heftet wurde. Zu den regelmäßigen
Arbeiten des Ausschusses „Berufs-
bildung“ zählt bis heute die Erarbei-
tung der Mustergesellenprüfung /

zentrale Gesellenprüfung. Durch die
Einführung des 9. Schuljahres
(Pflicht) in Bayern setzte der Aus-
schuss allerdings mit der Musterge-
sellenprüfung in 1972 aus, da ein
zu kleiner Personenkreis die Gesel-
lenprüfung ablegte. 1973 nutzen
bereits 85 % der Innungen die
Mustergesellenprüfung. 

Nachdem immer wieder wird
angeregt wird, für Gesellenprüfun-
gen einen landesweit einheitlichen
Termin festzulegen, wird dieser
1974 nach Vorgesprächen mit den
Kammern eingeführt. Mit der
Durchführung der zentralen Gesel-
lenprüfung wird auch eine statisti-
sche Erfassung der Prüfungen ein-
geführt. 

Verband stellt Bedingungen
beim BGJ

Anfang der 70er-Jahre wird der
Ausschuss „Berufsbildung“ und der
Verband mit der Fragestellung
„Berufsgrundbildungsjahr“ konfron-
tiert. Der Verband lehnt die geplan-
te Vorgehensweise ab, da die
Beschulung vermischt mit Bauberu-
fen erfolgen soll. Eine Zustimmung
des Verbandes zum BGJ soll nur
erfolgen, wenn eine Trennung zwi-
schen den Bauberufen und dem
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Schreinerberuf erfolgt.

1975 übernimmt Adolf Stärk aus
Kaufbeuren den Vorsitz des Aus-
schusses „Berufsbildung“ und führt
die Arbeit in gleichem Maße enga-
giert fort. In dieser Zeit erfolgt auch
die vom Verband angemahnt Tren-
nung des BGJ in „Bau“ und „Holz“.
Damit kann der Verband dem BGJ
„Holz“ zustimmen, zumal die Rand-
bedingungen immer attraktiver wer-
den. 1977 existieren in ganz Bayern
24 Standorte mit dem Berufsgrund-
schuljahr. Die Erfahrungen sind
durchweg positiv, ein Manko stellt
allerdings die geringe Zahl geeigne-
ter Lehrkräfte dar. 

Berufsgrundbildungsjahr 
tritt in Kraft

Mit der vierten Verordnung zur
Einführung der „Beruflichen Grund-
bildung in Bayern – Einführung der
beruflichen Grundbildung im
Berufsfeld Holztechnik“, tritt am
01.08.1979 das Berufsgrundbil-
dungsjahr in Kraft. Die Umsetzung
in ganz Bayern wird in einem Stu-
fenplan bis 1982 geregelt.

Bezüglich des Besuchs des BGJ
positioniert sich der Verband deut-

lich. Neben den schulrechtlichen
Aspekten bezieht sich der Verband
auf die berufsbildungsrechtlichen
und berufsbildungspolitischen
Aspekte und vertritt den Stand-
punkt, dass alle Auszubildenden das
BGJ als Grundlage der weiteren
Berufsausbildung unbedingt besu-
chen müssen. Immer wieder küm-
mert sich der Verband darum,
aktuelle Entwicklungen oder Neue-
rungen auch in den BGJ-Lehrplan
einfließen zu lassen. So gelingt es
dem Verband z. B. 1992, die Einfüh-
rung von Grundarbeitsgängen an
ausgewählten Maschinen sowie die
EDV in den Lehrplan einzubringen.

Engagierte Lehrlingswarte
Die Lehrlingswartetagung des

Jahres 1977 in Kelheim ist geprägt
von der „Verordnung über die
Berufsausbildung zum Tischler“. In
Zusammenhang mit der neuen Aus-
bildungsordnung müssen auch die
Rahmenlehrpläne für das BGJ über-
arbeitete werden. In dem dafür
zuständigen Gremium des staat-
lichen Institutes für Schulpädagogik
(ISP) arbeitet der Verband aktiv mit.
Der Rahmenlehrplan für die Berufs-
schulen wird ebenfalls durch das ISP
unter Mitwirkung des Landesin-

nungsverbandes erarbeitet. Generell
ist der Verband immer äußerst
engagiert, das gute Verhältnis zwi-
schen Schule und Ausbildungsbe-
trieb/Innung zu fördern. Die Ausbil-
dung wird als eine gemeinsame
Angelegenheit gleichberechtigter
Partner angesehen, die der Qualität
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der bayerischen Schreinerausbildung
sehr dienlich ist. Deutlich wird dies
u. a. an permanent sehr guten Plat-
zierungen der bayerischen Teilneh-
mern an den Bundeswettbewerben
des Tischler- und Schreinerhand-
werks.

Die „Verordnung über die
Berufsausbildung zum Tischler“
erfordert seitens des Verbandes die
Erstellung neuer Bewertungsbögen
und neuer Prüfungsunterlagen zur
Unterstützung der Gesellenprü-
fungsausschüsse. Diese Arbeit wird
vom Ausschuss „Berufsbildung und
Prüfungswesen“ erledigt. 

Aktiv beteiligt ist der Landesver-
band an der Erstellung neuer Aus-
bildungsmittel für den Schreinerbe-
ruf, welche vom (Bundesinstitut für
Berufsbildung, Berlin bzw. Bonn)
BIBB erstellt und vertrieben werden.
Im Laufe der folgenden Jahre ent-
stehen so zahlreiche Broschüren, die
die Ausbildungsaufgabe erheblich
erleichtern.

Liberale Auslegung des 
Arbeitsstättengesetzes

Der Ausschuss „Berufsbildung“
und der Landesverband haben in
den 80er-Jahren zahlreiche Antwor-

ten und Vereinbarungen zu Frage-
stellungen zu treffen, die oftmals
weniger die Inhalte der Berufsausbil-
dung betreffen, denn die recht-
lichen Aspekte. So tritt 1983 die
„Verordnung zur Verbesserung der
Ausbildung Jugendlicher“ in Kraft,
die entgegen dem Jugendarbeit-
schutzgesetz den Ausbildungsbe-
ginn bereits morgens ab 6.00 Uhr
erlaubt. Mit einer liberaleren Ausle-
gung des Arbeitsstättengesetzes
wird es möglich, in kleinen Betrie-
ben auch Frauen (insbesondere zu
Ausbildungszwecken) zu beschäfti-
gen, da getrennte Sanitäranlagen
bis zu einer bestimmten Betriebs-
größe nicht zwingend notwendig
sind.

Für die Mitgliedsbetriebe erstellt
der Verband mit dem vermehrten
Aufkommen von Praktika in den
Betrieben ein mit den Versiche-
rungsträgern abgestimmtes Merk-
blatt zum Versicherungsschutz von
Praktikanten. Daneben werden
Musterverträge für Vorverträge mit
BGJ-Schülern zur Verfügung
gestellt.

Weitere Merkblätter und unter-
stützende Arbeitshilfen wurden im

Lauf der Jahre bereitgestellt zu The-
men wie „Wann endet die Lehr-
zeit?“; „Wie können Lehrverhält-
nisse gekündigt werden?“; „Wie
gestalte ich mein Gesellenstück?“;
„Gesellenstück in 80 Stunden?“;
„Urlaubsdauer von Auszubilden-
den“; „Berichtsheft“; „Verkürzen
der Ausbildungszeit“.

Das 1987 erlassene neue Berufs-
bild des Tischlers (Schreiner) mit der
entsprechenden Meisterprüfungs-
ordnung war bereits im Vorfeld
immer Diskussionsgegenstand im
Ausschuss „Berufsbildung“. Galt es
doch, diese neue Meisterprüfungs-
ordnung bei den Prüfungskommis-
sionen publik zu machen und zu
erläutern. Ebenfalls in diesem Jahr
wurde auf Bundesebene die Fortbil-
dung „Tischler für Restaurierungsar-
beiten“ beschlossen. Die „Geprüf-
ten Restauratoren im bayerischen
Schreinerhandwerk“ sind im Ver-
band bereits seit Jahren in einer
Fachgruppe organisiert, die von
Hans Meyer aus Waging geleitet
wir.
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Neue Aufgaben für die 
Ausschüsse

Mitte der 80er-Jahre wurde
bereits auf Bundesebene über eine
anstehende Neuordnung der Berufs-
ausbildung nachgedacht. Bis diese
Neuordnung erlassen wurde, mus-
sten allerdings 10 Jahre vergehen.
Eine Einigung mit der Gewerkschaft
in der Frage der Ausbildungsdauer
war über Jahre nicht möglich. Mit
dem Erlass der zur Zeit gültigen
Ausbildungsordnung begann in Bay-
ern (wie in kaum einem anderen
Bundesland) die umfassende Infor-
mation der Gesellenprüfungsaus-
schüsse und Bereitstellung von zahl-
reichen Hilfen für die Prüfungspra-
xis. Die Erarbeitung der Ausbil-
dungsordnung wurde in starkem
Masse durch die Vertreter des baye-
rischen Schreinerhandwerks beglei-
tet und gefördert. In gleichem
Masse engagiert sich der Landesver-
band bei dem bundesweit geplan-
tem Weiterbildungskonzept für
Gesellen / Gesellinnen, das noch im
Jahre 2002 realisiert werden soll
sowie bei der Novellierung der Mei-
sterprüfungsverordnung, die eben-
falls nach 3 Jahren Arbeit in Jahr
2002 fertig gestellt werden soll. 

An diesen Beispielen wird deut-

lich, dass sich die Arbeit der Aus-
schüsse verändert hat. Mit dem
Inkrafttreten bundesweiter Erlasse
und Verordnungen ist die Notwen-
digkeit gestiegen, die Landesinteres-
sen auf Bundesebene verstärkt zu
vertreten. Dass dies notwendig ist,
hat sich an zahlreichen Punkten
gezeigt.

CNC-Technik verändert
auch Prüfungen

Mit dem Einzug der EDV
ins Schreinerhandwerk
ändern sich Anforderungen
an die Auszubildenden wie
an die Ausbilder. Der Aus-
schuss „Berufsbildung“
greift dieses Thema bereits
früh auf und berät die mit
der modernen Technik ver-
bundenen Fragestellungen
zur Berufsausbildung. Er
weist darauf hin, dass die
EDV auch bei der anstehen-
den Novellierung der Ausbil-
dungsordnung berücksich-
tigt werden muss. Nach
Inkrafttreten der zur Zeit gel-
tenden Ausbildungsordnung
setzt der Ausschuss seinen
Ansatz für eine moderne
zeitgemäße Ausbildung
direkt um. In die zentrale

Gesellenprüfung sind fortan auch
Aufgeben zur CNC-Technik enthal-
ten. Diese Neuausrichtung der
Gesellenprüfung wird möglich, da
es gelungen ist, die Ausbildungsin-
halte zu CNC und zu CAD in den
schulischen Rahmenlehrplan für die
bayerischen Berufsschulen einzubin-
den.
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Meisterprüfungskommissionen
tagen wieder

Zu einem wichtigen Tätigkeits-
feld des Berufsbildungsausschusses
gehörte immer das Meisterprü-
fungswesen und der Gedankenaus-
tausch mit den Meisterprüfungs-
kommissionen. Anfang der 90er-
Jahre greift der Verband eine frühe-
re Tradition auf und lädt die Kom-
missionen zu einer Jahrestagung
ein. Die sehr unterschiedliche
Durchführung der Meisterprüfungen
gab den Anstoß, durch regelmäßige
Tagungen das Niveau der Prüfungen
einheitlicher zu gestalten. In den
folgenden Jahren zeigte sich, dass
der Gedankenaustausch unter den
Prüfungskommissionsmitgliedern
eine sehr sinnvolle und notwendige
Angelegenheit ist. 

Nachwuchssicherung und
Weiterbildung

Während die Lehrlingsausbil-
dung recht früh erfolgreich verein-
heitlicht worden war, hinkten die
Meistervorbereitungskurse hinterher.
Die dafür aufgebotenen Stunden
schwanken je nach Kammer zwi-
schen 120 und 800. In der Fach-
schule Garmisch-Partenkirchen dau-
erte der Lehrgang drei Semester mit

45 Stunden pro Woche. 30 Mark
Schulgeld mussten die angehenden
Meister im Monat bezahlen, außer-
dem 10 Mark pro Semester für Zei-
chenmaterial und 2,40 Mark für die
Unfallvesicherung. Unterrichtet wur-
den sie in den Fachbereichen Hand-
werkstechnik, Betriebswirtschaft,
Form und Gestalt sowie Persönlich-
keits- und Gesellschaftsbildung.
Auch in der Münchner Meisterschu-
le dauerte der Lehrgang seit 1953
drei Semester. Dort waren bis zum
50-jährigen Jubiläum im Jahr 1956
bereits 3500 Meister ausgebildet
worden. Beide Schulen konnten in
diesen und den folgenden Jahren
ihre verfügbaren Plätze voll ausla-
sten und mussten überdies weitere
Bewerber auf Wartelisten setzen.
Der Verband bemühte sich daher
schon seit Jahren um den Bau einer
dritten Meisterschule. Am 27. Sep-
tember 1984 schließlich war es
soweit: Die Meisterschule für das
Schreinerhandwerk in Ebern konnte
nach fast zehnjähriger Vorberei-
tungszeit ihren Betrieb eröffnen -
und auch hier war gleich zu Anfang
die Zahl der Anmeldungen höher als
die der Plätze. 

1984 beginnt der Verband mit
seinen Bemühungen um die Errich-

tung einer Fachakademie für Holz-
gestaltung. Damals bewarben sich
Cham, Garmisch, München und
Neumarkt als Standort dafür.
Schließlich entschied das Kultusmi-
nisteium sich für Cham. Außerdem
beschloss der Bezirk Oberbayern,
die “Oberstufe für Raumgestaltung
und Betriebsleitung” der Fachschule
in Garmisch-Partenkirchen aufzulö-
sen und dafür eine Fachakademie
für Holzgestaltung einzurichten. Die
Akademie nahm 1986 ihren Betrieb
auf. Die Studienzeit dauert zwei
Jahre, die Absolventen qualifizieren
sich als “Staatlich geprüfte/r Form-
und Raumgestalter/in (Holz)”. 1988
begann auch in der vom Bezirk
Oberpfalz getragenen Fachakade-
mie in Cham der Studienbetrieb.
Wegen des kontinuierlich großen
Andrangs zu den Meisterschulen
mussten viele Bewerber statt in der
Schule auf den langen Wartelisten
“Platz nehmen”. Das Kultusministe-
rium plante daher die Errichtung
einer vierten Schule in Gunzenhau-
sen. Der Plan konnte umgesetzt
werden, und die Schule begann
ihren Betrieb im September 1992.
Bei ihrer Entstehung hatten der Lan-
desfachverband und insbesondere
Landesinnungsmeister Rudolf Arlt
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maßgeblich mitgewirkt und großes
Engagement gezeigt.

Neue Ausbildungsordnung
Am 1. August 1997 tritt die zur

Zeit gültige Ausbildungsordnung in
Kraft. Bereits im Oktober 1997 führt
der Verband in allen Bezirken Infor-
mationsveranstaltungen bzw. Semi-
nare zur neuen Ausbildungsordnung
durch. Mit dieser Aktion werden
innerhalb kurzer Zeit etwa 500 mit
Berufsbildung befasste Personen
über die Neuerungen informiert. Die
Ausbildungsordnung ist in der fol-
genden Zeit das beherrschende
Thema bei den Ausschusssitzungen.
So wird beispielsweise eine neue
Struktur von Gesellenprüfungsauf-
gaben notwendig. Auch die Bewer-
tungsbögen und das Procedere der
mündlichen Prüfung müssen ange-
passt werden.

Schließlich arbeitet der Verband
durch Ehren- und Hauptamt in den
wichtigen Gremien auf Bundesebe-
ne mit. Hier steht insbesondere die
sogenannte „Evaluation“ im Raum
sowie die Konzeption der Fort- und
Weiterbildung. In allen Gremien
bringt der bayerische Verband seine
Standpunkte ein und wirkt maßgeb-
lich an der Entwicklung mit.
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Die Neuordnung der Berufsaus-
bildung brachte auch die Überarbei-
tung der überbetrieblichen Lehrgän-
ge mit sich. Auch hier konnten die
bayerischen Interessen nahezu kom-
plett eingebracht werden, sodass
die Anzahl der Lehrgänge rapide
gesunken ist und die verbleibenden
Lehrgänge den tatsächlichen über-
betrieblichen Ausbildungsbedarf
widerspiegeln.

Wettbewerb „Gute Form“
Um die Schreinerlehrlinge im

Bereich Gestaltung noch besser zu
qualizieren und zu kreativen und
handwerklichen Höchstleistungen
anzuspornen, initiierte und organi-
sierte der Landesverband 1990 den
Wettbewerb „Gute Form - Schreiner
gestalten ihr Gesellenstück“. Er fin-
det seitdem alljährlich statt. Die
besten Stücke werden auf der
Messe „Heim und Handwerk“ in
München präsentiert, wo auch die
Preisverleihung stattfindet.

In der Zwischenzeit ist diese Prä-
sentation zu einer der meist beach-
tetsten Sonderschauen der Messe
geworden. Ein Beweis dafür, welche
Attraktivität der Beruf des Schrei-
ners und die von ihm entworfenen
und hergestellten Produkte haben. 

Gerade hier zeigt sich auch im
bundesweiten Vergleich die hohe
Qualität der Ausbilung in Bayern.
Denn die Sieger des bayerischen
Wettbewerbs sind regelmäßig auch
in der Spitzengruppe des Bundes-
wettbewerbs zu finden, der seit
1991 durchgeführt wird.

Die Geschichte zeigt es: Gerade
im Bereich Aus- und Weiterbildung
kann der Verband im Lauf seines
100-jährigen Bestehens auf viele
Erfolge stolz sein. Auch heute steht
das Thema Qualifikation ganz oben
an. Der rasante technologische
Wandel auch im Schreinerhandwerk
erfordert ständige Anpassungen der
Inhalte der Aus- und Weiterbildung.
Um auf dem Markt bestehen zu
können, müssen Schreinermeister
und -gesellen über immer umfang-
reichere Kenntisse und Fähigkeiten
verfügen. Der Landesfachverband
als Dienstleister für seine Mitglieder
ist heute im Bildungsbereich aktiv
wie eh und je mit seinen Weiterbil-
dungsangeboten, mit Beratung in
Aus- und Weiterbildungsfragen und
natürlich dem übergreifenden Enga-
gement in Bezug auf Inhalte und
Regelungen in der Aus- und Weiter-
bildung. 

Im Rückblick auf 100 Jahre Ver-
bandsarbeit ist festzustellen, dass
die Berufsbildungsarbeit immer ein
äußerst wichtiges Thema war und
dies auch bleiben wird. Die im Ver-
band tätigen Ausschüsse und die
Geschäftsstelle selbst haben ihre
Tätigkeit und ihre Leistung stets den
sich ändernden Bedingungen ange-
passt um so bildungspolitisch und
betriebsnah die Weichen stellen zu
können.
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Das Thema Öffentlichkeitsarbeit
und Werbung bestimmt im Jahr
2002 mehr denn je die Tätigkeit
und das Selbstverständnis des Fach-
verbandes. Doch die Wurzeln des-
sen, was wir heute ganz pauschal
als „Marketing“ bezeichnen, gehen
beim Verband weit zurück. Denn
auch die verbandsinterne Kommuni-
kation und der Informationsdienst
für die Mitglieder sind als „Interne
Öffentlichkeitsarbeit“ zu werten
und waren seit jeher von großer
Bedeutung. Und immer wieder fin-
den sich bereits in frühen Jahren
Aktivitäten des Landesverbandes,
die Werbung der Mitglieder zu
unterstützen und anzuregen sowie
gemeinsame Messeauftritte zu
organisieren. 

Fachzeitschriften 
und Mitteilungsblätter

Erstes offizielles Verbandsorgan
war die „Allgemeine Handwerker
Zeitung“. Doch schon früh, im Jahr
1909, hatte der Verband Bayerischer
Schreinermeister die 1901 gegrün-
dete Fachzeitschrift „Der Süddeut-
sche Möbel- und Bauschreiner“ als
einziges offizielles Fachorgan

bestimmt. Und früh kam dieses
Organ auch zwischen die Mühlstei-
ne der Politik. Denn zum Ende des
ersten Weltkriegs zeigte sich der

Verband in einem desolaten
Zustand: Zahlreiche Innungen und
Betriebe bezweifelten den Sinn
einer landesweiten Organisation,
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viele Innungen mussten erst noch
gegründet werden, es fehlte eine
solide finanzielle Basis, ein einheit-
licher Dienstleitungsbereich für die
Mitgliedsbetriebe konnte nicht auf-
gebaut werden. Hinzu kam die kat-
astrophale wirtschaftliche Situation
der Betriebe. Während vielerorts
zwar auf regionaler Ebene die Soli-
darität der Schreiner wuchs und
Innungen gegründet wurden, so
wuchs andererseits auch die Kluft
zwischen Innungen und dem Lan-
desverband. Dies gipfelte am 27.
Januar 1920 in Buchloe in der Grün-
dung eines „Verbandes der Schrei-
nermeister von Schwaben-Neu-
burg“. Und dort beschlossen die
Anwesenden nach einigen Ausfüh-
rungen von Schriftleiter Rösler auch
die Gründung eines eigenen Ver-
bandsblattes: Die „Bayerische
Schreinerzeitung“. Am 15. März
1920 erschien in Burgau die erste
Ausgabe – „zur Förderung der
Organisation“, wie es damals hieß.
Neben dem Kreisverband Schwaben
hatten auch die Niederbayern die
Bayerische Schreinerzeitung zum
offiziellen Verbandsorgan bestimmt.
Da der Landesverband aber nach
wie vor den „Süddeutschen Möbel-
und Bauschreiner“ als offizielles

Fachorgan ansah, waren Spannun-
gen vorprogrammiert. 

Bayerische Schreinerzeitung
offizielles Verbandsorgan

Als gut ein Jahr später die
„Anschlussfrage“ diskutiert wurde,
also der Anschluss an den Landes-
verband, wurde dies vom Vorsitzen-
den der Schwaben davon abhängig
gemacht, dass die Bayerische Schrei-
nerzeitung zum offiziellen Verbands-
organ erhoben wird. Dies zeigt
deutlich, welch große Identifikation
die Verantwortlichen mit diesem
Blatt verbanden und welcher Ein-
fluss auf die Meinungsbildung der
Betriebe erwartet wurde. Am 16.
Juli 1921 wurden beim Verbandstag
in Landshut die Differenzen mit dem
Kreisverband Schwaben beigelegt
und die Bayerische Schreinerzeitung
– neben dem Süddeutschen Möbel-
und Bauschreiner –  zum offiziellen
Verbandsorgan benannt. Ab 1924
war sie dann alleiniges Verbandsor-
gan.

Krieg zwingt zu Einsparungen
Ein großer Einschnitt für die Bay-

erische Schreinerzeitung war natür-
lich der zweite Weltkrieg. Anfang
1943 wurde die Zusammenlegung

mit anderen süd- und westdeut-
schen Fachzeitschriften zum
Gemeinschaftsorgan „Das Deutsche
Tischlerhandwerk“ verordnet. Die
Erscheinungsweise wurde von
wöchentlich erst auf 14-tägig, spä-
ter auf monatlich verringert. Im
April 1943 erfolgte dann eine wei-
tere Zusammenlegung von Fachzeit-
schriften, das Organ trug den trauri-
gen Namen „Gemeinschaftsorgan
der deutschen Tischlermeister, Fach-
blatt für Holzarbeiten, das Deutsche
Holzgewerbe, vereinigt mit der All-
gemeinen Tischlerzeitung“.  Doch
auch damit war letztlich nicht
genug: Ab Oktober 1944 durfte für
das gesamte deutsche Schreiner-
handwerk nur noch eine einzige
Zeitschrift herausgegeben werden.

Mitteilungsblatt 
leistet Aufbauarbeit

Nach dem Krieg wurden Ver-
bandsnachrichten in der in Stuttgart
wieder erscheinenden Fachzeitung
„Der Süddeutsche Möbel- und Bau-
schreiner“ veröffentlicht. Man beab-
sichtigte aber schon bald, ein eige-
nes Mitteilungsblatt herauszugeben
denn der Landesverband war in den
Nachkriegsjahren für die gesamte
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Materialverteilung an die bayeri-
schen Schreinerbetriebe zuständig
und musste seine Mitglieder laufend
informieren. Der Rösler-Verlag in
Augsburg – langjähriger Partner des
bayerischen Schreinerhandwerks –
erhielt aber erst im Februar 1948
von der Militärregierung die Geneh-
migung, das Blatt zu drucken. Auf-

lage: beachtliche
14.000! Möglich wurde
dies nicht zuletzt auch
durch die Unterstüt-
zung des Verbands
beim Aufbau der
kriegsbeschädigten
Druckerei. 

Rundbriefe sorgen
für Unruhe

Nach der Währungs-
reform kam es zu
einem ernsten Zerwürf-
nis zwischen dem Ver-
band und Rösler. Grund
war, wie könnte es
anders sein, die Finan-
zierung. Der Verband
forderte eine Beteili-
gung an den Gewin-
nen, die durch ein sepa-
rates Anzeigenblatt an
Rösler flossen. Konse-

quenz: Ab März 1949 gibt der Ver-
band sein Mitteilungsblatt – jetzt in
geänderter Form als „Rundbrief“ –
selbst heraus. Rösler druckt im April
die erste Ausgabe der Fachzeitung
„Das Schreinerhandwerk“, Heraus-
geber ist der Höfling-Verlag in Mün-
chen. Zuvor hatte der Verband offi-
ziell eine Zusammenarbeit mit der

neuen Fachzeitung abgelehnt und
auch seine Mitglieder zum Verzicht
der Lektüre aufgefordert. Mit wenig
Erfolg. Schon im September des sel-
ben Jahres wird in der Wieder-Grün-
dungsversammlung des Kreisverban-
des Schwaben der Landesverband
aufgefordert, „Das Schreinerhand-
werk“ als offizielles Verbandsorgan
anzuerkennen. Ende 1949 tritt der
Kreisverband Schwaben aus dem
Landesverband aus. Anlass sind die
gegen ihren Willen veröffentlichten
Verbandsrundbriefe, kritisiert wer-
den unfachliche Belehrungen, fal-
sche Abbildungen und Kalkulatio-
nen und unnötige Notizen. Fünf
Jahre dauern die Auseinanderset-
zungen zwischen dem Landesver-
band, dem Kreisverband Schwaben
und auch anderen Innungen – nicht
nur wegen der Schreinerzeitung. 

Erst auf dem Verbandstag 1954
in Ansbach kann dieses traurige
Kapitel der Verbandsgeschichte
geschlossen werden. „Das Schrei-
nerhandwerk“ wird offizielles Ver-
bandsorgan. Der Verband kann wie-
der ohne unnötige Reibungsverluste
seine Arbeit aufnehmen. 
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dds offizielles Fachorgan
Ab 1969 gingen die Fachzeit-

schriften „Das Schreinerhandwerk“
aus Augsburg und „Der Deutsche
Möbel- und Bauschreiner“ aus
Stuttgart eine Kooperation ein und
nannten sich „dds – der deutsche
schreiner“. Im Laufe der Jahre

wurde der dds zum
anerkannten Fachor-
gan vieler weiterer
Landesverbände. Um
speziell die Informa-
tionsbedürfnisse der
Bayerischen Innungs-
schreiner zu befriedi-
gen, wurde darin
viele Jahre eine baye-
rische Sonderbeilage
veröffentlicht.

Beilagen in
„Genau“ und
„Exakt“

Seit Mai 1976 gibt
der Bundesverband
für alle Mitgliedsbe-
triebe monatlich die
Zeitschrift „Genau“
heraus. Dort wird bis
zum Austritt des Bay-
erischen Landesver-
bands aus dem
Bundesverband 1991

der Sonderteil „Genaues aus Bay-
ern“ publiziert. Anschließend erhält
die Fachzeitschrift „Exakt“ einen
Sonderteil „Exaktes aus Bayern“, der
ausschließlich die bayerischen Betrie-
be informiert. 

Die eigene Zeitung
1997 entschließt man sich, erst-

mals eine richtige Zeitung ganz in
Eigenregie herauszugeben: Im
Dezember 1997 erscheint die 1. Aus-
gabe der Zeitung MASSSTAB. Sie
erfreut sich bis heute bei den Mit-
gliedern großer Beliebtheit. 
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schreiner: Der MASSSTAB

Werbung: Thema für einen Rundbrief
im Jahr 1952
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Gemeinsame Messeauftritte

Die bayerischen Schreiner
erkannten früh, welche Publikums-
wirkung ein gemeinsamer Auftritt
auf Messen hat. Die ersten Gemein-
schaftsschau fand auf der Messe
„Das bayerische Handwerk“ 1927
in München statt.

Doch die Geschichte der Messe-
beteiligungen des Landesverbandes
ist zum großen Teil die Geschichte
der Handwerksmesse. Die erste
wurde vom 15. bis 31. Juli 1949 in
München durchgeführt. Die Beteili-
gung des Schreinerhandwerks stell-
te den Landesverband vor ganz
neue Aufgaben. Es war nach langer
Zeit der erste Schritt, den Betrieben
die Tür zu einem der Zeit entspre-
chenden Werbeinstrument zu öff-
nen. Außerdem konnte dadurch
eine gezielte Nachwuchswerbung
betrieben werden. Doch für viele
Betriebe war die finanzielle Bela-
stung zu groß, weshalb die Bereit-
schaft anfangs recht zurückhaltend
war. Auch von staatlicher Seite war
keine Unterstützung zu erwarten.
Darum beteiligte sich der Landesver-
band zur Hälfte an den Standmieten
und Ausstellungskosten, was ein

präsentierten.
1952 fand erstmals eine Sonder-

schau „Heim und Handwerk“ im
Rahmen der Handwerksmesse statt,
die besonders für das Schreiner-
handwerk von Interesse war. Dort
wurden auch Modelle aus Wettbe-
werben gezeigt, die das Wirt-
schaftsministerium zur Förderung
des Schreinerhandwerks veranstalte-
te. 

65

Ein voller Erfolg: Die Gemeinschaftsschau auf der ersten Handwerksmesse 1949

Loch von damals beachtlichen
19.000,- DM in den Verbandshaus-
halt riss. Nichtsdestotrotz wurde die
Premiere ein voller Erfolg, 22 Jahre
lang – seit der Ausstellung „Das
bayerische Handwerk“ 1927 – hatte
es keine derartige Schau mehr in
München gegeben:  365.000 Besu-
cher zog es auf die Theresienhöhe,
wo insgesamt 820 Aussteller auf
25.000qm ihre Leistungsfähigkeit



1954 erreichte der Landesver-
band erstmals eine finanzielle Unter-
stützung durch das Bayerische Wirt-
schaftsministerium. Schon nach
sechs Jahren hatte sich die Hand-
werksmesse fest etabliert als ein

unverzichtbares Schaufenster zur
Darstellung der Leistungsfähigkeit
des deutschen Handwerks. Und die
vom Landesverband organisierte
Ausstellung des Schreinerhandwerks
war stets ein Publikumsrenner und
eine überaus wirksame Werbemaß-
nahme. Neben der Handwerksmes-
se findet seit 1978 im Herbst die

Messe Heim + Handwerk statt. Sie
richtet sich ausschließlich an den
Endverbraucher und hat heute für
viele Betriebe eine ähnliche Bedeu-
tung wie die I.H.M. Die Gemein-
schaftsschau des Bayerischen Schrei-

nerhandwerks ist auf beiden Mes-
sen - I.H.M. und Heim und Hand-
werk - vertreten und hat bis heute
nichts an Attraktivität eingebüßt.
Seit 1998 die Messe nach Mün-
chen-Riem umzog, nennt sich die
Gemeinschaftsschau „Erlebnis
Schreinerhandwerk“. Ein besonde-
rer Anziehungspunkt ist alljährlich

die Sonderschau „Die Gute Form“.
Hier werden im Rahmen eines bay-
ernweiten Wettbewerbs die besten
Gesellenstücke eines Jahrgangs aus-
gestellt. Und die Preisverleihung fin-
det ebenfalls auf dem Messestand
statt.

Imagewerbung für das
Schreinerhandwerk

Die Recherchen zu diesem
Thema sind – wie nicht anders zu
erwarten – wenig ergiebig. Natür-
lich wurden schon früh die Betriebe
aufgefordert, für sich zu werben.
Dazu konnten beim Verband ent-
sprechende Sujets bezogen werden,
die dann für Anzeigen- oder Kino-
werbung einsetzbar waren. Die
erste überregionale Aktion stammt
aus dem Jahr 1974: Es wurden 3
Hörfunk-Werbespots mit je 35
Sekunden produziert, die insgesamt
18 Mal ausgestrahlt wurden. Sie
beinhalteten produktbezogene Ima-
gewerbung unter dem Zeichen des
HKH. Doch danach schweigen die
Analen wieder. 1987 unternahm der
Bundesverbands einen Vorstoß zu
einer übergreifenden Imagewer-
bung und gründete dazu die Firma
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GeKom. Doch die Innungen und
Betriebe konnten nicht vom Sinn
des Unterfangens und der Kompe-
tenz der Macher überzeugt werden.
So wundert es nicht, dass der Lan-
desverband schon ein Jahr später
wieder ausstieg – viele Betriebe ver-
weigerten die Beiträge oder kündig-
ten sogar ihre Mitgliedschaft. 

Das Thema
Imagewerbung
ist in erster Linie
eine Sache der
Gegenwart, was
sie aber für eine
Festschrift nicht
weniger wichtig
macht. Denn im März 2002 hat der
Landesverband eine groß angelegte
Image-Kampagne für das bayerische
Schreinerhandwerk gestartet. Sie ist
auf mindestens fünf Jahre angelegt
und soll dem Schreinerhandwerk

gerade in Zeiten gedämpfter Kon-
junktur wieder mehr Präsenz am
Markt verleihen. Wesentlicher Teil
der Kampagne ist die Schaltung
großformatiger Anzeigen in überre-
gionalen Publikumszeitschriften wie
Bild am Sonntag, Stern, Spiegel und
Das Haus.

Strategische
Neupositionie-
rung

Die Kampagne
geht zurück auf
einen Beschluss
der Mitgliederver-
sammlung des

FHK-Bayern am 17. November
2001, wonach den Konsumenten in
Form einer groß angelegten Dach-
kampagne Vorteile und Nutzen der
Innungsschreiner plakativ und nach-
haltig präsent gemacht werden sol-

len. Kernstück ist ein neuer Marken-
Claim. Er ergänzt das bestehende
bayerische Schreiner-Logo mit dem
Slogan: „Jedes Stück ein Meister-
stück. Von Ihrem Innungsschreiner“
und ist der Absender jeder Anzeige.
So sollen die Bedürfnisse der Ziel-
gruppe nach Individualität, bester
Qualität und Prestige angesprochen
werden und eine klare Differenzie-
rung zum Nicht-Innungsschreiner
hergestellt werden.

Professionelle Unterstützung für
die Betriebe

Um die neue Kampagne in voller
Breite zur Geltung zu bringen, sind
alle bayerischen Innungsschreiner
aufgefordert, sich auch auf lokaler
Ebene daran zu beteiligen. Dies
kann beispielsweise in Form von
lokalen Anzeigenschaltungen, Mes-
sebeteiligungen, Tagen der offenen
Tür etc. erfolgen. Zu diesem Zweck
wurde ein Marketing-Partner-Kon-
zept entwickelt, das jedem Mit-
gliedsbetrieb kostenlos zur Verfü-
gung steht. Ein umfangreicher Ord-
ner enthält für die Umsetzung vor
Ort das komplette Handwerkszeug
wie Anzeigensujets, Logos, Aufkle-
ber, Plakate oder Texte für Einla-
dungsschreiben.
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Der „Innungsschreiner“ muss zur
Qualitätsmarke werden

Auslöser der Kampagne ist eine
Marktstudie, die der FHK Bayern vor
zwei Jahren durchführen ließ. Sie
zeigt deutlich, dass das bayerische
Schreinerhandwerk in allen Kunden-
gruppen zwar ein durchgehend
positives Profil hat, jedoch auch eine
gravierende Schwäche: Der zu
zögerliche Auftritt der Betriebe nach
außen. Die große Mehrheit der
potentiellen Kunden hat den Ein-
druck, der Schreiner warte eher in
seiner Werkstatt auf den Auftragge-
ber, anstatt aktiv den Markt zu
bearbeiten. Die Folge ist, dass gera-
de private Auftraggeber oft gar
nicht mehr wissen, welches breite
Produkt- und Dienstleistungsspek-
trum der Schreiner abdecken kann.
Fazit: Die Marke „Schreiner“ muss
wieder neu positioniert werden –
und die Kampagne ist der entschei-
dende Schritt in die richtige Rich-
tung.
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Werbung heute: Die Imagekampagne

Im richtigen Leben
zählen die wahren Werte.

Folge 1:  Echte Geborgenheit

Mutter sein heißt:

Verantwortung tragen.

Daher habe ich bei der

Planung des Kinderzimmers

dem Innungsschreiner

mein Vertrauen geschenkt.

Das Schlafzimmer und die

Badmöbel sind auch von ihm.

www.schreiner.de

Jedes Stück ein Meisterstück.
Von Ihrem Innungsschreiner.

Jedes Stück ein Meisterstück.

Von Ihrem Innungsschreiner.

Im richtigen Leben

zählen die wahren Werte.

Folge 4:  Der erste Meter

Ob ich einmal größer

werde als mein Papi?

Na egal. An der Tür, die der

Innungsschreiner gemacht

hat, kann ich sehen,

wie schnell ich wachse.

Die Fenster und der

Wintergarten sind übrigens

auch von ihm.

www.schreiner.de



Die Interessenvertretung der
Betriebe und die Berufsbildung stan-
den zu Beginn der Geschichte des
Landesverbandes im Mittelpunkt
seiner Tätigkeit. Hier lag die höchste
Priorität seiner Aktivitäten. Schon
früh finden sich aber auch Hinweise
dafür, dass der Landesverband es als
eine seiner Aufgaben ansah, die
Mitglieder in Sachen Technik und
Betriebswirtschaft zu informieren.
Von einer Beratung für den einzel-
nen Betrieb kann zu diesem Zeit-
punkt aber nicht gesprochen werden.

Nachdem der Verband sich im
Laufe des Jahres 1909 für das
Schreinerfachblatt „Der Süddeut-
sche Möbel- und Bauschreiner“ als
Verbandsorgan entschieden hatte,
kann man auch von einer fachlichen
Information der Mitglieder ab die-
sem Zeitpunkt ausgehen. Entspre-
chende Artikel im Verbandsorgan
behandelten u.a. die technischen
und wirtschaftlichen Probleme eines
Schreinerbetriebs. Der Verband ver-
fügte zu diesem Zeitpunkt über
keine hauptamtlich besetzte
Geschäftsstelle.

Vorträge beim Delegiertentag
Informationen für die Mitglieder

über die Bewältigung des Betriebs-
alltags waren dennoch wichtig. So
hatte der Delegiertentag am 17.
August 1912 in Straubing eine
umfangreiche fünfzehn Punkte
umfassende Tagesordnung. Dazu
gehörten z.B. sechs Informations-
vorträge, deren Inhalte sich mit
betrieblichen Problemen befassten.

Die zu bewältigenden Schwierig-
keiten der Betriebe waren dabei mit
den heutigen auf frappierende
Weise identisch. Beispiel hierfür ist
eine einstimmig verabschiedete
Resolution vom 14. Verbandstag in
München, die sich mit der Vergabe-
problematik der Behörden befasste.
Aus dem Wortlaut: „...Sie müssen
aber, wenn sie bereit sind, alles zu
tun, was in ihren Kräften steht, um
hier helfend einzuspringen, an die
vergebenden Behörden die Bitte
richten, mitzuhelfen dadurch, daß
die derzeitigen Vergebungsbedin-
gungen eine Abänderung erfahren
in der Weise, daß nicht mehr wie
bisher der billigste Anbieter die
größte Aussicht auf Erhalt des Auf-
trages hat...“

Mit Ausnahme der Wortwahl,

würde auch heutzutage eine derar-
tige Resolution einstimmig ange-
nommen werden.

Beratung anfänglich kein 
eigener Dienstleistungsbereich

Die ehrenamtlich tätige Vor-
standschaft des Landesverbandes
konnte aber verständlicherweise, für
die auf den Delegiertentagungen
angesprochenen Problembereiche
keine Lösungen ausarbeiten. Ein
eigener Dienstleistungssektor in Sa-
chen Beratung für die Betriebe war
daher in den ersten Jahren des Lan-
desverbandes nicht möglich. Wie
sollte das auch möglich sein? Der
Landesverband hatte die entspre-
chenden Geldmittel nicht.

Der erste Geschäftsführer
Auf dem Verbandstag 1920 in

Ingolstadt wird aber immerhin eine
Beitragserhöhung beschlossen, die
die Anstellung eines Sekretärs
ermöglichen sollte. Am 1. Oktober
1920 ist es dann soweit. Dr. Dörfler
beginnt seine Tätigkeit als Ge-
schäftsführer des Landesverbandes.
Eine direkte beratende Dienstlei-
stung für die Mitglieder ist nun
möglich. Die finanziellen Schwierig-
keiten des Verbandes halten aber
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leider an. Schon zwei Jahre später
mußte der 1. Vorsitzende in seinem
Bericht an die Delegierten des Ver-
bandstags 1922 in München folgen-
des feststellen: „Leider konnte die
Beratungs- und Auskunftsstelle in
unserem Verband hauptamtlich
nicht mehr erhalten werden, da die
nötigen Mittel fehlten, um unseren
Syndikus , Herrn Dr. Dörfler ein dem
Zeitverhältnis entsprechendes
Gehalt zu bezahlen und mußte sich
Herr Dr. Dörfler um eine andere
Stellung umsehen. Es liegt nun an
Ihnen, die Beiträge so zu setzen,
daß es wieder möglich ist, Herrn Dr.
Dörfler hauptamtlich anzustellen.“
Letztlich konnte die Stelle des
Geschäftsführers durch eine Koope-
ration mit der Schreinergenossen-
schaft Nordbayern aber erhalten
werden und damit auch die bera-
tende Dienstleistung.

In der „Bayerischen Schreinerzei-
tung“ wird im Dezember 1926 auf
zwei Seiten über die Tätigkeit des
Landesverbandes im Jahre 1926
berichtet. Hier finden sich wieder
Hinweise auf die beratende Tätig-
keit der Geschäftsstelle im Allgemei-
nen und für einzelne Betriebe:

„Laufende Veröffentlichungen

über die Berechnung der Geschäfts-
unkosten, Verteilung einer Druck-
schrift hierüber im Dezember.“

„Verteilung eines Buches über
den Rationalisierungsgedanken im
Handwerk sowie der Nummer einer
Zeitschrift über Betriebsführung
zum Zwecke der Aufklärung.“

„Auskunfts- und Beratungswe-
sen in zahlreichen Angelegenheiten
des täglichen Geschäfts- und Privat-
lebens. Übernahme von Vertretun-
gen in Rechtssachen; Verfolgung
von Rechtsangelegenheiten für den
Einzelnen. Beantwortung zahlreicher
Anfragen in Lehrlings-, Prüfungs-,
Tarif usw. Sachen. Versorgung der
Bayer. Schreinerzeitung mit Material
aller Art zu Förderung des Inhalts
und zur Erhöhung der Aufklärungs-
tätigkeit.“

Erste Beratungsausschüsse
Im Jahr 1928 gründete der Lan-

desverband erstmals zwei Bera-
tungsausschüsse, die im Rahmen
des Verbandstags in Bamberg über
die gewonnenen Erkenntnisse
berichteten. Sicher stand dabei nicht
die Einzelberatung der Betriebe im
Vordergrund. Einer der beiden Aus-
schüsse hatte die Berufsbildung zum
Thema. Der andere befasste sich mit

den Maßnahmen der Organisation,
um den Schreinerbetrieben eine
angemessene Existenz zu sichern.
Dieser zweite Ausschuss behan-
delte auch Themen wie Preisbildung
und die überhandnehmende
Schwarzarbeit. Man kam zur
Erkenntnis, dass in allen angespro-
chenen Fragen die Betriebe drin-
gend die Hilfe des Verbandes benö-
tigen.

Es ist durchaus möglich, dass die
Arbeit dieser beiden Beratungsaus-
schüsse zu einer Entscheidung des
nächsten Jahres, 1929, mit beigetra-
gen hat. Das neun Jahre zuvor
gegründete Verbandsorgan, die
„Bayerische Schreinerzeitung“,
hatte bisher die Verbandsnachrich-
ten an erster Stelle gebracht. Nun
wurde das Verbandsorgan neu
gestaltet. Wichtig war nun, die
fachliche Beratung und Betreuung
an erster Stelle zu bringen. Seit
1929 rücken daher die Verbands-
nachrichten an die zweite Stelle des
Verbandsorgans.

Beratung über die 
Publikationen des Verbandes

Während der nächsten Jahre
ändert der Landesverband hinsicht-
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lich der beratenden Dienstleistung
für die Mitgliedsbetriebe seine Poli-
tik nicht. Eine der vielen Aufgaben
des Geschäftsführers bleibt die Ein-
zelberatung der Betriebe und über
die Verbandsorgane erhalten die
Schreinermeister fachliche Informa-
tionen.

Auch nach dem 2. Weltkrieg
ändert sich daran zunächst nichts.
Der Landesverband entschied sich
aber ein eigenes Verbandsorgan zu
publizieren, das als Rundbrief
bezeichnet wurde. Nach der Wäh-
rungsreform war die Rohstoffbe-
wirtschaftung weitgehend aufgeho-
ben worden. Eine umfangreiche lau-
fende Beratungsfunktion für die
Betriebe wurde schon zu diesem
Zeitpunkt vom Vorstand und vom
Geschäftsführer als eine der wich-
tigsten Aufgaben des Landesver-
bands erkannt, neben der Vertre-
tung der handwerklichen Interessen
gegenüber der Öffentlichkeit und
dem Staat. Ein wichtiges Beratungs-
mittel war nach Meinung des Vor-
stands ein verbandseigenes Mittei-
lungsblatt. Dazu ein Zitat aus dem
Geschäftsbericht aus dem Jahr
1949:

„Wie bekannt ist, bemüht sich
die Verbandsleitung nach der Neu

gründung des Landesverbands von 
allen Anfang an um die Herausgabe
eines Mitteilungsblatts, um die als
notwendig erkannte laufende
Unterrichtung der Mitglieder durch-
führen zu können.“

In den Rundbriefen wird zu den
unterschiedlichsten Fragen der
betrieblichen Pra-xis Information
geboten. So kann man z.B. unter
der Rubrik „Aus unserer Bera-tungs-

mappe“ in der Ausgabe vom 1.
November 1952 folgende Themen
finden: Holzwurm im Sperrholz,
Lohn nach Beendigung der Lehrzeit,
Eichpflicht für Maßstäbe, Absinken
der Leistung als Kündigungsgrund,
Zutritt von Gewerkschaftsvertretern
zum Betrieb. In der Ausgabe vom 1.
Juni 1953 findet sich z.B. eine
mehrseitige Untersuchung zur
Frage, Einzel- oder Gruppenantrieb
der Maschinen?

Die Veröffentlichungen in den
Verbandsorganen fanden aber nicht
immer die notwendige Beachtung.
Man erkannte deshalb schon in den
fünfziger Jahren des 20. Jahrhun-
derts die Notwendigkeit einer direk-
ten Beratung der Betriebe. Auf dem
Deutschen Tischlertag im Mai 1956
in Essen wurde bereits über die Wir-
kungsweise und Durchführung der
Betriebsberatungsstellen gespro-
chen. In Bayern sollte es aber noch
einige Jahre dauern, bis die erste
verbandseigene Beratungsstelle
geschaffen wurde. 

Lehrgänge durch externe Berater
Der Landesverband entwickelt

zunächst andere Wege um die
Betriebe zusätzlich den schriftlichen

Rundbriefe bieten Informationen zu unterschiedlichen Fragen
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Mitteilungen zu informieren. Er
bedient sich zum einen externer
Betriebsberater und veranstaltet mit
diesen Lehrgänge, die bayernweit
angeboten werden. Im Geschäftsbe-
richt des Jahres 1956 findet sich fol-
gender Passus zur Betriebsberatung:

„Schließlich muß auf die techni-
sche und betriebswirtschaftliche
Beratungs- und Auskunftserteilung
durch den Landesinnungsverband
noch hingewiesen werden...Hierzu
gehörten nicht nur Auskünfte über
neue Werkstoffe oder über die Kon-
struktion besonderer Arbeiten, son-
dern auch die Beratung hinsichtlich
zweckmäßigen Ausbaus der Betrie-
be.“

Externe Berater haben offen-
sichtlich damals auch Einzelberatun-
gen durchgeführt. So kann man
bereits 1952 im Rundbrief des Lan-
desverbandes einen Bericht über
eine Beratung bei einem Neubau
einer Werkstätte finden. Für den
Betrieb wurde sogar der Vorschlag
für eine Maschinenaufstellung
gezeichnet und als „Lichtpause“
übersandt. 

Obmänner zur 
Wissensvermittlung

Ein zweiter Weg sollte
über die Innungen
geschaffen werden. Jede
Innung war dazu aufge-
rufen, einen Betriebsinha-
ber aus ihren Reihen zu
bestimmen, der dann sei-
nen Kollegen das not-
wendige Wissen vermit-
teln sollte. In einem
Schreiben an die Innun-
gen vom 22. November
1957 erfolgt ein entspre-
chender Aufruf durch den
Landesverband. Nachfol-
gend ein Auszug aus die-
sem Schreiben:

„3. Es ist wahrhaftig
nötig, dass auf Innungs-
ebene ein besonderer
Mann mit den Aufgaben der
Betriebstechnik und des Arbeitsver-
fahrens betraut wird. Wir regen
daher an, allgemein einen geeigne-
ten Kollegen als Obmann für
Betriebstechnik und Arbeitsverfah-
ren Aufzustellen und dem Innungs-
vorstand anzuschließen.

4. Die besondere Aufgabe dieses
Obmanns liegt auf dem Gebiet der

Aufklärung und Beratung. Der Lan-
desinnungsverband ist jederzeit
bereit diese Aufgaben mit allen Mit-
teln zu unterstützen; es ist auch
daran gedacht, die sämtlichen
Obmänner für dieses Gebiet einmal
für sich zusammennehmen und ein-
heitlich auszurichten.“

Der Weg über die Obmänner
war jedoch nicht bei allen Innungen
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durchzusetzen. Trotzdem finden sich
in den nächsten Jahren, bis hinein in
die siebziger Jahre, immer wieder
Hinweise, dass von Ausschussmit-
gliedern des Landesverbandes Schu-
lungen für die Betriebe durchge-
führt wurden.

Der Vorstand des Landesverban-
des stellte bereits 1959 Überlegun-
gen an, einen eigenen Betriebsbera-
ter einzustellen. In diesem Jahr hielt
der Betriebsberater des Innungsver-
bands des westfälischen Tischler-
handwerk während des Verbands-
tags ein Referat zu dieser Thematik.
Es folgte eine umfangreiche Aus-
sprache. Obermeister Grammig,
Aschaffenburg, stellte dabei die For-
derung an den Landesverband,
einen Betriebsberater einzustellen.

Der erste technische 
Betriebsberater

In den nächsten Jahren vergeht
kein Verbandstag ohne eine Debatte
über die Einstellung eines techni-
schen Betriebsberaters. Entspre-
chende positive Beschlüsse wurden
gefasst. Für eine Einstellung fehlten
aber zunächst, trotz Beitragserhö-
hungen, die notwendigen finanziel-
len Ressourcen. So mussten die für

die Einstellung eines Beraters vorge-
sehenen Mittel im Haushaltsjahr
1964 zur Deckung anderer Kosten
verwendet werden. Beim Verbands-
tag 1968 in Hof wurde dann mit
einer großen Mehrheit (nur zwei
Gegenstimmen) nochmals die Ein-
stellung eines technischen Betriebs-
beraters beschlossen. Mit ausschlag-
gebend, dass dieses seit Jahren
diskutierte Projekt nun erstmals
auch erfolgreich durchgeführt wer-
den konnte, war auch die Zusage
des Staats, einen maßgeblichen
Anteil der Kosten zu übernehmen.
Am 1. März 1969 wurde Bruno
Fach als technischer Betriebsberater
eingestellt. Er gehört der Geschäft-
stelle des Landesverbandes bis
heute an und ist inzwischen der
dienstälteste Betriebsberater der
Handwerksorganisationen in ganz
Deutschland. 

Die betriebswirtschaftliche Schu-
lung wird zu diesem Zeitpunkt nach
wie vor durch externe Berater
durchgeführt. Dazu werden vom
Landesverband Seminare für die
Innungen organisiert und auch
bezuschusst. Seit 1962 finden diese
unter dem Stichwort „Aktion
Rechenstift“ statt.

Nun auch betriebswirtschaftliche
Beratung

Der Vorstand hatte aber erkannt,
dass für den Landesverband auch
eine Beratungsstelle mit dem
Schwerpunkt Betriebswirtschaft not-
wendig war. Nachdem auch hier die
Förderung durch staatliche Mittel
gesichert war, wurde ohne große
Debatte und mit großer Mehrheit
beim Verbandstag 1974 in Burglen-
genfeld beschlossen, eine betriebs-
wirtschaftliche Beratungsstelle ein-
zurichten. Diese wurde zum 1.
Januar 1975 erstmals besetzt.

Das Dienstleistungsangebot
„Beratungsstellen“ des Landesver-
bandes wurde von den Betrieben
von Anfang an hervorragend ange-
nommen. Vorschläge des Vorstands
hinsichtlich eines weiteren Ausbaus
der Beratungsstellen waren deshalb
in späteren Jahren keiner großen
Kritik ausgesetzt.

Gründung von 
Fachgemeinschaften

Die Delegierten des Verbands-
tags 1979 in Rothenburg o.T. hatten
die Gründung einer Fachgemein-
schaft „Fenster und Fassadenbau“
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beschlossen. Damit konnten Betrie-
be mit dieser Fertigungsrichtung
speziell betreut werden. Ein Jahr
später beim Verbandstag 1980 in
Kempten genehmigten die Delegier-
ten der Innungen die Schaffung
einer dritten Beratungsstelle, die
hauptsächlich für die Betreuung der
Fachgemeinschaft vorgesehen war.
Diese Stelle konnte dann zum 1. Juli
1981 besetzt werden. Im Jahr dar-
auf wurde dann die Fachgemein-
schaft „Innenausbau“ gegründet.
Die beiden Fachgemeinschaften
werden über viele Jahre hinweg im
Zwei-Monats-Rhythmus durch die
Herausgabe eines eigens erstellten
Rundschreibens speziell fachlich
betreut und beraten. 80 Jahre nach
seiner Gründung hatte der Verband
somit die Möglichkeit geschaffen,
gebündelt nach den beiden großen
Fertigungsbereichen Bau- und
Möbelschreinerei, eine spezielle
Beratung anzubieten.

Damit war aber der konsequente
Ausbau des Dienstleistungssektors
noch nicht abgeschlossen. Und für
Teilbereiche gab es auch Fehlschlä-
ge. Sie sollen hier nicht ausgespart
werden. 1984 bot man den Betrie-
ben einen speziellen Informations-

service. Jeden Montag konnten von
9.00 bis 12.00 Uhr telefonisch bei
der Geschäftstelle, die im Staatsan-
zeiger veröffentlichten Ausschrei-
bungen abgefragt werden. Da in
den ersten vier Monaten kein einzi-
ger Anruf diesbezüglich erfolgte,
wurde diese Dienstleistung wieder
eingestellt.

Beratungsstelle 
Formgebung und Gestaltung

Zum 1. Juli 1985 wurde dann
eine vierte Beratungsstelle des Lan-
desverbandes geschaffen. Der seit
Jahren sehr erfolgreich und enga-
giert arbeitende Ausschuss Formge-
bung und Gestaltung konnte nun
verstärkt von hauptamtlicher Seite
betreut werden. Für die Innungsbe-
triebe wurden von dieser Beratungs-
stelle Seminare angeboten, damit
der Schreinermeister in die Lage ver-
setzt wird, beim Kunden seine Vor-
stellungen durch Zeichnungen zu
konkretisieren. Von Anfang an war
auch eine Betreuung des Ausschus-
ses Berufsbildung durch diese Bera-
tungsstelle vorgesehen.

Beratungsangebot wird 
umstrukturiert

Von 1969 bis 1985 hatte der

Landesverband damit insgesamt vier
Beratungsstellen eingerichtet. Für
die Innungsbetriebe gab es nun ein
Angebot an Dienstleistungen, das in
den ersten fast 70 Jahren seiner
Geschichte nicht annähernd erreicht
wurde. Bis zum Jahr 2000 blieb die
seit 1985 vorhandene Struktur der
Beratungsstellen unverändert.

Durch die Ergebnisse einer groß
angelegten Mitgliederbefragung im
Frühjahr 2000 und durch die Pen-
sionierung von Mitarbeitern war der
Landesverband gezwungen, die
Beratungsstellen neu auszurichten.
2001 richtete man erstmals eine
eigene Beratungsstelle für Rechts-
fragen ein und im Jahr 2002 wurde
schließlich im Rahmen der groß
angelegten Imagekampagne die
Beratungsstelle Öffentlichkeitsarbeit
und Marketing geschaffen. Im Jahr
seines 100-jährigen Bestehens ver-
fügt der Landesverband nun über
fünf Beratungsstellen:
- Betriebsplanung und 

Betriebstechnik 
- Betriebswirtschaft 
- Berufsbildung 
- Rechtsfragen
- Öffentlichkeitsarbeit und 

Marketing.
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Schon sehr früh in seiner
Geschichte war der Landesverband
Bayerischer Schreinermeister mit
Fragen der Tarifpolitik konfrontiert.
Allerdings dauerte es mehr als zwei
Jahrzehnte bis es nach der Grün-
dung zu eigenständigen Tarifver-
handlungen kam. Zu Beginn des 20.
Jahrhunderts waren die Tarifver-
handlungen noch Sache sogenann-
ter eigenständiger Arbeitgeber-
schutzverbände. Eine gesonderte
Tarifpolitik des Landesverbandes der
Bayerischen Schreinermeister gab es
also zu Beginn nicht.

Entsprechende Forderungen der
Mitglieder wurden aber durchaus
gestellt. Im Protokoll des 4. Ver-
bandstages in Münnerstadt am 21.
Juli 1906 findet sich ein Antrag von
Herrn Veser aus Augsburg: „Grün-
dung eines Arbeitgeberverbandes
gegen ungerechte Forderungen und
Streiks“. Aus dem Protokoll dieses
Verbandstags geht aber hervor, dass
dieser Tagesordnungspunkt mit kei-
nem eindeutigen Ergebnis behan-
delt wurde. Der Antrag zielt interes-
santer Weise auch nicht darauf ab,
dem jungen Landesverband die
Tarifpolitik zu übertragen, sondern
einem eigens zu gründenden

Arbeitgeberschutzverband des baye-
rischen Schreinerhandwerks.

Wie aus den Berichten hervor-
geht, hatte der junge Verband bis-
her zu einzeln auftauchenden Pro-
blemen Stellung bezogen und dann
versucht sie zu bereinigen. 1906
werden zum ersten Mal konkrete
Forderungen in Sachen Tarif gestellt.
Diese Forderung, Tarifverhandlun-
gen zu führen, wird über Jahre hin-
weg nicht mehr aus dem Diskus-
sionsbereich verschwinden. Die Pro-
tokolle aus dieser Zeit machen aber
auch den noch mangelnden organi-
satorischen und finanziellen Aufbau
deutlich.

Die für eine starke Tarifpolitik
noch unzureichende Organisation
zeigt sich ein Jahr später beim Ver-
bandstag 1907 in Rosenheim.
Schreinermeister Pfluger aus
Regensburg droht mit einer Bei-
tragsverweigerung, weil der Ver-
band bei Streiks untätig bleibt. Der
Vorsitzende des Verbandes kann
darauf hin nur erklären, dass
Regensburg den Verband über den
Streik gar nicht unterrichtet hat.

Der Landesverband Bayerischer
Schreinermeister hatte keine eigene

Tarifkommission und führte keine
Tarifverhandlungen. Die Betriebsin-
haber waren zu dieser Zeit in Sa-
chen Entlohnung weitgehend auf
sich allein gestellt und fanden sich
einer starken, selbstbewußten
Gewerkschaft gegenüber.

Eigenständiger Arbeitgeber-
schutzverband des Schreiner-
handwerks

Am 22. März 1908 wurde dann
in Nürnberg der geforderte Arbeit-
geberschutzverband gegründet.
Maßgeblich an der Gründung betei-
ligt war die Innung Nürnberg, die
auch in der Leitung dieses Arbeitge-
berschutzverbandes tätig war. Die-
ser hatte eigene Beiträge, die höher
waren als der Beitrag zum Landes-
verband. Gehörten dem Landesver-
band damals ca. 1.500 Betriebe an,
so hatte der Arbeitgeberschutzver-
band des bayerischen Schreiner-
handwerks kurz nach seiner Grün-
dung ca. 300 Mitgliedsbetriebe. Zu
diesem Zeitpunkt waren die Arbeit-
nehmer wesentlich besser organi-
siert. Der 1893 gegründete „Deut-
sche Holzarbeiter-Verband“ hatte bei
seiner Gründung fast 23.000 Mit-
glieder, davon ca. 19.400 Arbeitneh-
mer aus dem Schreinerhandwerk.
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Streiks waren damals offensicht-
lich im bayerischen Schreinerhand-
werk durchaus an der Tagesord-
nung. Der Verbandstag der Bayeri-
schen Schreinermeister 1910 in Re-
gensburg fasste sogar nach einge-
hender Diskussion eine Resolution
zum Schutz der Arbeitswilligen.
Diese ist in Ihrer Formulierung zeit-
geschichtlich sehr interessant:

„Der 8. Verbandstag der bayeri-
schen Scheinermeister zu Regens-
burg erblickt in der heutigen
Gesetzgebung keinen hinreichenden
Schutz der Arbeitswilligen. Es hat
der Terrorismus d.h. Schreckensherr-
schaft der Arbeiter so überhand
genommen, dass es im Interesse der
Erwerbsstände und der öffentlichen
Ordnung dringend geboten
erscheint, seitens des Gesetzgebers
andere Maßnahmen zu ergreifen.
An dem Koalitionsrecht soll beider-
seits nicht gerüttelt werden.“

Die Tarifverhandlungen werden
in den nächsten Jahren vom eigen-
ständigen Arbeitgeberschutzver-
band geführt. Erst nach dem ersten
Weltkrieg bemüht sich der Verband,
in solche Verhandlungen einzugrei-
fen.

Keine tariflichen Regelungen für
Lehrlinge

Der Verband hatte sich schon in
den Anfangsjahren gegen Forderun-
gen der Gewerkschaft ausgespro-
chen, für Lehrlinge tarifliche Verein-
barungen zu schaffen. Das Thema
wird im Jahr 1920 noch einmal
akut. Durch einen Reichstarif sollen
Lehrlingsfragen gelöst werden. Zeit-
geschichtlich interessant ist die Ein-
stellung des Landesverbandes. Nach
einer Aussprache kommt es beim
Verbandstag 1920 in Ingolstadt zu
folgender Entschließung:
1. „Der Verband der bayerischen
Schreinermeister fordert sämtliche
ihm angeschlossenen Innungen und
Vereinigungen auf, den Versuchen
der Gewerkschaften, das Lehrlings-
wesen in den Tarifverträgen zu
regeln, energischen Widerstand ent-
gegenzusetzen.“

2. „Der Verband ersucht das Bayeri-
sche Handelsministerium dringend,
beim Reichsarbeitsministerium dahin
vorstellig zu werden, dass klipp und
klar die Unzulässigkeit der tarif-
lichen Regelung des Lehrlingswe-
sens ausgesprochen wird.“

Dieser Standpunkt, die Lehrlings-
frage sei eine reine Bildungsfrage
und keine Arbeitsfrage, wird vom
Landesverband bis zur Neuregelung
des Tarifwesens durch den Reichs-
verband im Jahre 1935 beibehalten.

Erstes Auftreten 
als Tarifvertragspartei

1920 im Oktober wird erstmals
ein Geschäftsführer des Landesver-
bandes eingestellt. Der Verband war
seitdem offensichtlich verstärkt in
der Lage, sich in Tarifverhandlungen
einzubringen. Die Tarifverhandlun-
gen wurden nicht mehr allein dem
Arbeitgeberschutzverband überlas-
sen. Über das ganze Jahr 1921
wurde über den Abschluß eines
Reichsmanteltarifs verhandelt. Zwei
Vertreter des Landesverbandes ver-
traten dabei in der Verhandlungs-
kommission die Interessen des baye-
rischen Schreinerhandwerks. Mit der
Anerkennung des Reichsmanteltarifs
hatte sich im Anschluß daran der
Landesverband erstmals selbst zu
seiner tarifpolitischen Verantwor-
tung bekannt. 

Ab 1921 wird regelmäßig über
Tarifverhandlungen des Verbandes
berichtet. Die zwanziger Jahre
waren eine Zeit des wirtschaftlichen
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Niedergangs. Auch das bayerische
Schreinerhandwerk war davon stark
betroffen. Wie schwierig die Tarif-
verhandlungen zu dieser Zeit waren,
zeigt ein Bericht in der Bayerischen
Schreinerzeitung vom 25. August
1923. Das dort geschilderte Tarifver-
handlungsergebnis verdeutlicht die
Finanznot der Betriebe:

„Nach dreitägigen Verhandlun-
gen wurde von der Regierung am
15. August ein Zwangsschiedsge-
richt eingesetzt, das einen Schieds-
spruch mit 300.000 Mk für die
Lohnwoche 10. bis 16. August fäll-
te. Die stark besuchte Vollversamm-
lung freier Arbeitgeber des Schrei-
nergewerbes München hat diesen
Schiedsspruch als mit der Tragfähig-
keit unseres Gewerbes nicht verein-
bar und nicht zu verantworten, ein-
stimmig abgelehnt. Um aber der
Arbeiterschaft zu beweisen, daß
Handwerk und Industrie entschlos-
sen sind, das äußerste Opfer zu
bringen und der Arbeiterschaft ent-
gegenzukommen weit über das
Maß des wirtschaftlich Tragbaren
hinaus, wurde beschlossen, soweit
es jedem einzelnen möglich ist, ab
dem 10. August einen Spitzenlohn
von 250.000 Mk an Facharbeiter
über 22 Jahre zu geben.“

Die ersten Jahre eigenständiger
Tarifverhandlungen des Verbandes
waren geprägt durch die starke
Inflation. Etwas Ruhe trat mit der
Einführung des Indexlohns ein. Der
Übergang zum Indexlohn bedeute-
te, daß die Veränderungen das Tarif-
lohns automatisch nach der Verän-
derung des Geldwertes vorgenom-
men wurden.

Schwierige Anerkennung als
Tarifvertragspartei

Schwierigkeiten gab es mit den
Arbeitgeberschutzverbänden. Die
Berechtigung, für seinen Bereich
eigenständig direkte Lohn- und
Tarifverhandlungen mit den Arbeit-
nehmerverbänden zu führen, mußte
von den Arbeitgeberschutzverbän-
den erst anerkannt werden.

Klarheit schaffte hier wohl erst
das Jahr 1924. Auf dem Verbands-
tag des Landesverbandes in diesem
Jahr in Regensburg kann der
Geschäftsführer Dr. Dörfler berich-
ten, dass sowohl der Reichsverband
als auch der Landesverband als selb-
ständige Tarifvertragsparteien aner-
kannt werden.

Damit war eine über lange Jahre
bei den Versammlungen vorge-

brachte Forderung endlich durchge-
setzt. Die Mitglieder hatten oft
bemängelt, dass die Interessen des
Schreinerhandwerks in den Tarifver-
handlungen nicht immer durch die
Arbeitgeberschutzverbände zufrie-
denstellend vertreten wurden.

Ablehnung einer Sonderumlage
für Tarifpolitik

Ab 1924 war die laufende
Behandlung tarifpolitischer Fragen
eine der schwierigen Aufgaben des
Landesverbandes. Dies brachte für
den Verband zunächst durchaus
auch finanzielle Schwierigkeiten mit
sich. Für die Teilnahme an Verhand-
lungen und die Umsetzung der
Beschlüsse mußten entsprechende
Gelder herbeigebracht werden. Auf
dem Verbandstag 1923 in Kempten
wurde sogar die Erhebung einer
Sonderumlage debattiert. Da aber
schon die ordnungsgemäßen Beiträ-
ge nicht voll bezahlt wurden, kam
diese Sonderumlage nicht in Frage.

Während auf Arbeitnehmerseite
der Holzarbeiterverband als Ver-
handlungspartner feststand, war
diese Frage auf der Arbeitgeberseite
trotz der Anerkennung des Verban-
des als Tarifvertragspartei nicht
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leicht zu beantworten. Nachdem
1924 die ersten Verhandlungen für
einen neuen Reichsmantelvertrag
gescheitert waren, begannen am
14. April 1924 entsprechende Ver-
handlungen auf Landesebene.
Gleich zu Beginn dieser Verhand-
lung wurde auf Anfrage der
Gewerkschaft die Zusammenset-
zung der Arbeitgeberkommission
klar gestellt: Der Arbeitgeberver-
band Nürnberg, der Arbeitgeberver-
band München und der Landesver-
band bayerischer Schreinermeister.
Die Verhandlungen scheiterten aber
nicht zuletzt aufgrund der Uneinig-
keit der Arbeitgeberseite. 

Arbeitgeberschutzverbände 
contra Landesverband

Deutlich wird das Verhältnis des
Landesverbandes zu den Arbeitge-
berschutzverbänden auch durch den
Wortlaut eines Antrags des Kreisver-
bandes Unterfranken aus diesem für
die Tariffähigkeit des Landesverban-
des entscheidenden Jahr 1924:

„Unbedingte Gleichberechtigung
und Anerkennung des Landesver-
bandes seitens des Arbeitgeber-
schutzverbandes bei Lohnbewegung
und sonstigen Angelegenheiten. Bei
Nichtbeachtung sind die Mitglieder

des Landesverbandes gehalten,
ihren Austritt aus dem Arbeitgeber-
schutzverband zu betätigen.“ 

Am 2. März 1925 schloß der
Landesverband erstmals selbststän-
dig, ohne Bindung an andere
Arbeitgeberorganisationen, eine
Vereinbarung über einen Landesta-
rifvertrag ab. 

Trotz der Anerkennung als selb-
ständige Tarifvertragspartei war die
eigenständige
Tarifpolitik des Ver-
bandes innerhalb
der Arbeitgebersei-
te also in den
kommenden Jah-
ren ein schwieriges
Feld. Dies zeigt
nochmals ein
Bericht über die
eigene Tätigkeit im
Dezember 1926 in
der bayerischen
Schreinerzeitung.
Für das Gebiet der
Lohn- und Tarif-
politik wird ange-
merkt: „ Dem Lan-
desverband gelang
es, seine Eigen-

schaft als selbständige Tarifvertrags-
partei trotz aller Widerwärtigkeiten
aufrecht zu erhalten.“

Innungen treten wegen 
Tarifpolitik aus

Die Anerkennung der Tarifpolitik
des Verbandes war zudem innerhalb
der Organisation selbst noch
umstritten. So trat zum 31. Dezem-
ber 1930 der gesamte Kreisverband
Oberbayern aus dem Landesverband
aus, weil seinem Ultimatum in der
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Frage der Tarifpolitik nicht Rech-
nung getragen wurde. Oberbayern
hatte einen tarifpolitischen An-
schluß des Landesverbandes an die
Arbeitgeberschutzverbände gefor-
dert.

Auf dem Landesverbandstag
1931 in Ingolstadt war dieser von
Tarifauseinandersetzungen innerhalb
der Organisation bedingte Austritt,
der den Verband finanziell sehr
schwächte, einer der wichtigsten
Tagesordnungspunkte. Offensicht-
lich war selbst innerhalb des Ver-
bandes teilweise noch strittig, wel-
che Organisation Tarifverhandlun-
gen führen sollte. Darauf deutet
eine Wortmeldung des Obermeisters
Loibl der Innung Regensburg hin:
„Die Meinungsverschiedenheit darü-
ber, ob die Tarifpolitik durch den
Landesverband oder durch den
Arbeitgeberschutzverband zu betrei-
ben sei, ist seit Jahren der Zankap-
fel...Mit diesem Gezänk gehen wir
zugrunde oder der Verelendung
entgegen.“

Gleichschaltung in den Jahren
1933 bis 1945

Diese Zeit der Uneinigkeit über
tarifpolitische Angelegenheiten 

endete zwangsläufig wie vieles
andere mit dem Jahr 1933. Bis 1945
werden vom Landesverband keine
Tarifverhandlungen mehr geführt.
Ein „Treuhänder der Arbeit“ ent-
scheidet über Tarifangelegenheiten.
Der bisherige Tarifpartner, der Deut-
sche Holzarbeiterverband, kam
unter die Kontrolle der Deutschen
Arbeitsfront. Von daher waren auch
von dieser Seite freie Tarifverhand-
lungen nicht möglich.

Die Militärregierungen bestätig-
ten dann 1945 die bis dahin gelten-
den Arbeitsbedingungen und ver-
fügten bereits am 8. Mai 1945
einen Lohnstop.

Alleinige Tarifvertragspartei 
seit 1948

Nach dem 2. Weltkrieg findet
sich erstmals 1948 in einem Brief
des Landesverbandes an den Ober-
meister der Innung Gerolzhofen ein
Hinweis auf eine tarifpolitische
Tätigkeit. Der Landesverband hatte
an einer Tarifverhandlung, zwischen
Industrie und Handwerk auf der
Arbeitgeberseite und der Gewerk-
schaft als Arbeitnehmervertretung,
teilgenommen. Aufgrund der bevor-
stehenden Währungsreform verhielt
sich der Landesverband jedoch

zunächst abwartend. Unter dem
Druck der Gewerkschaften schlos-
sen jedoch die Innung München
(am 18. Juni 1948) und die Innung
Nürnberg (am 8. Juli 1948) örtliche
Regelungen zur Entlohnung. Der
Landesverband konnte sich dann
am 20. Juli 1948 mit der Gewerk-
schaft auf einen Lohntarifvertrag
einigen.

Verbandspolitisch interessant ist
vor allem, dass der Landesverband
nun als alleiniger tarifpolitischer Ver-
treter des Schreinerhandwerks ohne
Einschränkung anerkannt ist. Wohl
eine Auswirkung der Jahre der
„Gleichschaltung“ von 1933 bis
1945. Die Diskussionen und Debat-
ten bis in die dreißiger Jahre hinein
über die Zuständigkeiten in der
Tarifpolitik auf Arbeitgeberseite
wiederholen sich nach dem 2. Welt-
krieg nicht. Der Landesverband ist
selbständig tätig und regelt mit der
Gewerkschaft Holz, Bezirke Nord-
und Südbayern, die Tarifverträge für
das bayerische Schreinerhandwerk.

So finden am 6. Mai 1949 Ver-
handlungen zwischen der Gewerk-
schaft Holz und der bayerischen
holzverarbeitenden Industrie, sowie
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dem Landesverband bayerischer
Schreinermeister statt. Während die
Industrie das erzielte Verhandlungs-
ergebnis annimmt, stimmen die Ver-
treter (Landesinnungsmeister und
Geschäftsführer) des Landesverban-
des nicht zu. Eine schriftliche
Umfrage bei den Innungen per
Rundschreiben am 20. Mai 1949
bestätigt dies. 83% der Innungen
lehnen Mitte des Jahres 1949 weite-
re Lohnerhöhungen ab. Durch
Streikmaßnahmen werden jedoch
die Innungen Nürnberg, Fürth,
München und Würzburg gezwun-
gen, eigene Lohntarifverträge abzu-
schließen.

Der nächste Lohntarifvertrag
wird auf Landesebene erst wieder
am 15. März 1951 geschlossen. Die
Verhandlungen dazu werden ohne
die Beteiligung der holzverarbeiten-
den Industrie geführt. Bis 1996 blei-
ben nun der Landesverband und die
Gewerkschaft Holz und Kunststoff
die Verhandlungspartner für die
Lohnvereinbarungen im bayerischen
Schreinerhandwerk.

In Bayern kein Streikfond der
Arbeitgeber

Aufgrund der Streikmaßnahmen

der Arbeitnehmerseite in den größe-
ren Städten wird Anfang der fünfzi-
ger Jahre mehrmals vom Vorstand
die Diskussion bei Tagungen des
Landesverbandes angeregt, einen
Streikfond zu schaffen um die
bestreikten Betriebe zu unterstüt-
zen. Eine große Mehrheit der Innun-
gen lehnt dies jedoch offensichtlich
ab. Der bayerische Landesverband
hat im Gegensatz zu anderen Lan-
desverbänden des Schreinerhand-
werks bis heute keinen Streikfond. 

Entscheidungsgremien 
in den fünfziger Jahren

Im Zusammenhang mit dem
Lohntarifvertrag 1951 findet sich
erstmals ein Hinweis auf die
Zusammensetzung der Tarifkommis-
sion. Diese setzte sich aus dem
Gesamtvorstand des Landesverban-
des und den Kreisverbandsvorsitzen-
den zusammen. 1953 setzte sich die
Tarifkommission, der der Landesin-
nungsmeister und sein Stellvertreter
angehörten, nur aus fünf Personen
zusammen.

Interessant ist, dass damals die
Innungen per Rundschreiben über
die Annahme oder Ablehnung der
Lohnvereinbarungen abstimmten.
Im Jahresbericht 1958 wird eigens

über eine knappe Entscheidung
berichtet. 99 Ja-Stimmen standen
92 Nein-Stimmen gegenüber. Aller-
dings wurden 70 weitere Stimmen
mit Ja gewertet, da diese Innungen
keine Meldung getätigt hatten.

Die Innung Pfarrkirchen erklärt
zum Jahresende 1956 wegen einer
Neueinteilung der Ortsklassen den
Austritt aus dem Verband und wird
erst im Jahr 1985 wieder eintreten.

Erster eigenständiger 
Manteltarifvertrag

Über die Lohnvereinbarungen
hinaus begegnet uns dann im Jahr
1954 ein erster Vorläufer eines
eigenständigen Manteltarifvertrags.
In einem mit Wirkung zum 1.
Februar 1954 gültigen Tarifvertrag
werden Arbeitszeit, Berufsgruppen-
einteilung, Staffelung der Entloh-
nung und Urlaub geregelt. Heute
nicht mehr denkbare Regelungen
waren in diesem Vertrag noch ent-
halten. So wurde z.B. bestimmt,
dass angelernte Arbeiterinnen 75%
des Ecklohns erhalten, angelernte
Arbeiter hingegen liegen bei 92%.
Der Geltungsbereich wird noch im
Jahr 1954 mit „Bayern rechts des
Rheins“ angegeben.
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1954 berichtet der Landesver-
band in seinen Rundschreiben an
die Innungsmitglieder mehrmals
über die laufenden Verhandlungen
über einen zentralen Manteltarifver-
trag der holzverarbeitenden Wirt-
schaft Bayerns. Auf Arbeitgeberseite
waren daran die Holzindustrie, die
Sägeindustrie und das Schreiner-
handwerk beteiligt. Die Verhandlun-
gen führten offenbar zu keinem
Ergebnis und wurden auch über das
Jahr 1954 hinaus nicht in dieser
Konstellation fortgesetzt.

Am 7. Juli 1955 wurde ein erster
Manteltarifvertrag für Angestellte
und am 23. Mai 1955 war bereits
ein Tarifvertrag für Parkettleger ver-
einbart worden.  

Im Jahresbericht für 1955 findet
sich auch ein Hinweis auf eine Teil-
nahme eines bayerischen Vertreters
an Verhandlungen für einen Mantel-
tarifvertrag auf Bundesebene. Diese
werden bis 1958 geführt und dann
aber ergebnislos abgebrochen. Die
Gewerkschaft kündigte daraufhin
an, einen Entwurf für einen Mantel-
tarifvertrag für das bayerische
Schreinerhandwerk zu erstellen.

Die Verhandlungen über einen
neuen Manteltarifvertrag für Arbei-
ter und Angestellte fanden erst zum
15. Dezember 1962 ihren
Abschluss. Mit der Gewerkschaft
Holz und Kunststoff wurden sodann
bis 1996 Manteltarifverträge abge-
schlossen. Die Verhandlungskom-
mission des Landesverbandes beim
Abschluss des ersten vollständigen
Manteltarifvertrags dürfte sich aus
den bei der Mitgliederversammlung
1961 gewählten 6 Schreinermei-
stern zusammengesetzt haben. Für
jede der drei damals bestehenden

Ortsklassen wurden zwei Vertreter
gewählt.

Bundestarifverträge
Hatte der Landesverband in den

sechziger Jahren alle Tarifverträge
auf bayerischer Ebene abgeschlos-
sen, so änderte sich dies zu Beginn
der siebziger Jahre des 20. Jahrhun-
derts. Erstmals wurden nach dem
2.Weltkrieg wieder Tarifverträge auf
Bundesebene für das Schreiner-
handwerk abgeschlossen. Mit Wir-
kung zum 1. Januar 1972 trat der
Tarifvertrag für vermögenswirksame
Leistungen und mit Wirkung zum 1.
August 1972 der Tarifvertrag über
Ausbildungsvergütungen in Kraft.
Die betriebliche Sonderzahlung (stu-
fenweise Einführung eines 13.
Monatseinkommens) wurde schließ-
lich mit Wirkung zum 1. Oktober
1978 durch einen auf Bundesebene
gültigen Tarifvertrag geregelt. Die
Lohntarifvereinbarungen und der
Manteltarifvertrag wurden weiterhin
auf bayerischer Ebene durchgeführt.

Nur zwei Tarifausschuss-
vorsitzende seit 1963

Der Tarifausschuss bestand jetzt
satzungsgemäß aus 7 Personen.
Jeder Regierungsbezirk stellte einen
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Vertreter. Ausschussvorsitzender war
von 1963 bis zum Frühjahr 1986
Wilhelm Baumann, Innung Mün-
chen. Die Mitgliederversammlung
im Jahr 1986 wählte dann Michael
Schindler, Innung Cham, in dieses
Amt, das er seitdem ununterbro-
chen ausübt.

Bayerische Tarifverträge erwei-
sen sich als vorteilhaft

Auf Bundesebene konnte eine
Neuregelung des Tarifvertrags über
Ausbildungsvergütungen im Jahr
1990 aufgrund der Einsprüche eini-
ger Landesverbände nicht durchge-
setzt werden. Der Landesverband
schloss deshalb den seit 1972 auf
Bundesebene geltenden Tarifvertrag
über Ausbildungsvergütungen wie-
der eigenständig auf bayerischer
Ebene ab.

Während der ganzen achtziger
Jahre und auch in den neunziger
Jahren hatte der Tarifausschuss
damit zu kämpfen, dass die nord-
deutschen Landesverbände zu Zuge-
ständnissen bereit waren, die den
bayerischen Mitgliedsbetrieben nicht
zugemutet werden konnten. Bayeri-
sche Vertreter nahmen zwar regel-
mäßig an den tarifpolitischen Bera-

tungen des Bundesverbandes teil.
Die Bemühungen, auf Bundesebene
die Tarifpolitik zu koordinieren,
waren aber nur bedingt erfolgreich.
Aufgrund der massiven Forderun-
gen der Arbeitnehmerseite in Rich-
tung einer weiteren Arbeitszeitver-
kürzung kam es z.B. in Nord-
deutschland schließlich zu Vereinba-
rungen über eine 37-Stundenwo-
che. In Bayern wurde mit Wirkung
zum 1. Januar 1989 die 38,5-Stun-
denwoche vereinbart, die bis dato
gültig ist. Der Umstand, dass Lohn-
vereinbarungen und Manteltarifver-
trag auf bayerischer Ebene verhan-
delt und abgeschlossen wurden,
erwies sich als vorteilhaft. Noch
Ende der fünfziger Jahre hatte man
ja  auch aus Bayern an einem zen-
tralen Manteltarifvertrag auf
Bundesebene mitgearbeitet.

Neuer Tarifvertragspartner seit
1999

Bei den ersten Tarifverhandlun-
gen des Landesverbandes in den
zwanziger Jahren war der Deutsche
Holzarbeiter-Verband der Tarifpart-
ner. Nach dem 2. Weltkrieg wurde
mit dessen Nachfolgeorganisation,
der Gewerkschaft Holz verhandelt
und abgeschlossen. 1998 zeichnete

sich ein Ende dieser langjährigen
Tarifpartnerschaft ab. Die Gewerk-
schaft Holz und Kunststoff gab ihre
Eigenständigkeit auf und schloss
sich der IG-Metall an.

Vorstand und Tarifkommission
des Landesverbandes entschieden
sich darauf hin, zukünftig Tarifver-
träge mit den Christlichen Gewerk-
schaften abzuschließen. Mit weni-
gen Ausnahmen vollzogen auch die
anderen Landesverbände des Schrei-
nerhandwerks diesen Schritt. Am
19. Januar 1999 wurde dann in
Bayern mit den Christlichen
Gewerkschaften ein neuer Entgelt-
und ein neuer Manteltarifvertrag
abgeschlossen. Auch alle übrigen
Tarifverträge (Auszubildende, VWL,
Sonderzahlung) sind inzwischen mit
dem neuen Tarifpartner auf Landes-
ebene vereinbart. Und mit dem zum
1. Januar 2002 geltenden Tarifver-
trag über den Aufbau einer betrieb-
lichen Altersversorgung im bayeri-
schen Schreinerhandwerk stellt sich
der Landesverband im Jahr seines
100-jährigen Jubiläums seiner sozia-
len Verantwortung gegenüber den
Mitarbeitern der Betriebe des baye-
rischen Schreinerhandwerks in
zukunftsorientierter Weise.
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Zusammenfassend betrachtet,
lässt sich die Entwicklung des Lan-
desverbandes in Bereich der Tarifpo-
litik in vier Phasen unterteilen:

1902 bis 1920 
tritt der Landesverband als Tarifver-
tragspartei nicht in Erscheinung.

1921 bis 1933 
schließt der Landesverband Tarifver-
träge ab, ist aber nicht die alleinige
Tarifvertragspartei auf Arbeitgeber-
seite.

1933 bis 1947
Die politischen Gegebenheiten
ermöglichen keine Tarifverträge.

Seit 1948
Der Landesverband ist alleinige Tarif-
vertragspartei für das bayerische
Schreinerhandwerk auf Arbeitgeber-
seite.

Arbeitslohn und Arbeitszeit im
Laufe von 100 Jahren

Im Rahmen dieser Chronik ist es
sicher von Interesse markante tarifli-
che Bedingungen aufzuzeigen.
Nachfolgend ist die Entwicklung der
Löhne und der Wochenarbeitszeit
abgebildet. In Fällen, in denen im

Laufe eines Jahres mehrmals  der
Lohn erhöht wurde, ist der zuletzt
gültige Ecklohn angegeben.

Für die Zeit vor dem 1. Weltkrieg
sind zwei örtliche Regelungen zur
Lohnhöhe aus Nürnberg bekannt.
Am 1. Januar 1910 betrug dort der
Mindestlohn 46 Pgf., ab 1. April
1911 48 Pfg. und dann 55 Pfg. am
15. Februar 1914. 

Die Arbeitszeit war in Nürnberg
ab 1. April 1911 mit 53 und ab 1.
Oktober 1913 mit 52 Stunden je
Woche geregelt. Der erste Reichsta-
rifvertrag 1919 brachte dann die
48-Stundenwoche, die durch den
Landestarifvertrag vom 2.März 1925
bestätigt wurde. 

Tarif-Ecklohn eines über 22 Jahre
alten Facharbeiters in Ortsklasse I

ab 22. 12. 1923 RM --,54
ab 26. 04. 1924 RM --,63
ab 01. 08. 1925 RM --,95
ab 01. 10. 1927 RM 1,01
ab 01. 10. 1928 RM 1,10
ab 01. 11. 1929 RM 1,16
ab 14. 10. 1931 RM --,96
ab 10. 07. 1932 RM --,86
ab 04. 09. 1933    RM --,78
(Treuhänderverordnung)
ab 30. 07. 1948 DM 1,15
ab 15. 11. 1951 DM 1,38
ab 07. 12. 1953 DM 1,53
ab 15. 09. 1954 DM 1,58
ab 01. 10. 1955 DM 1,72
ab 25. 06. 1956 DM 1,84
ab 01. 09. 1957 DM 2,00
ab 02. 06. 1958 DM 2,11
ab 29. 05. 1959 DM 2,18
ab 01. 08. 1960 DM 2,45
ab 01. 05. 1961 DM 2,71
ab 01. 05. 1962 DM 2,95
ab 17. 05. 1963 DM 3,18
ab 21. 09. 1964 DM 3,50
ab 01. 11. 1965 DM 3,94
ab 01. 07. 1966 DM 4,12
ab 01. 07. 1968 DM 4,31
ab 01. 07. 1969 DM 4,66
ab 01. 05. 1970 DM 5,16
ab 01. 09. 1971 DM 5,97
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ab 01. 06. 1972 DM 6,55
ab 01. 06. 1973 DM 7,20
ab 01. 06. 1974 DM 8,20
ab 01. 06. 1975 DM 8,80
ab 01. 05. 1976 DM 9,35
an 01. 05. 1977 DM 9,86
ab 01. 07. 1978 DM 10,54
ab 01. 07. 1979 DM 11,14
ab 01. 08. 1980 DM 11,94
ab 01. 10. 1981 DM 12,64
ab 01. 06. 1982 DM 13,22
ab 01. 07. 1983 DM 13,74
ab 01. 01. 1984 DM 14,17
ab 01. 01. 1985 DM 14,58
ab 01. 02. 1986 DM 15,06
ab 01. 02. 1987 DM 15,56
ab 01. 01. 1988 DM 16,18
ab 01. 01. 1989 DM 16,81
ab 01. 08. 1990 DM 17,56
ab 01. 07. 1991 DM 18,76
ab 01. 06. 1992 DM 19,86
ab 01. 01. 1993 DM 20,66
ab 01. 01. 1994 DM 21,12
ab 01. 01. 1995 DM 21,67
ab 01. 01. 1996 DM 22,11
ab 01. 01. 1999 DM 22,92
ab 01. 02. 2000 DM 23,37
ab 01. 02. 2001 DM 23,91
ab 01. 02. 2002 E 12,47

Entwicklung der tariflichen
Wochen-Arbeitszeit

ab 24. 11. 1923 48 Stunden
ab 15. 05. 1957 47 Stunden
ab 01. 07. 1957 46 Stunden
ab 01. 09. 1957 45 Stunden
ab 01. 04. 1960 44 Stunden
ab 01. 01. 1963 43 Stunden
ab 05. 07. 1965 42 Stunden
ab 01. 01. 1969 41 Stunden
ab 01. 01. 1971 40 Stunden
ab 01. 01. 1989 38,5 Stunden
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Die Mitglieder

Die Gründung des Verbands
erfolgt in einer Zeit eines zum Teil
dramatischen wirtschaftlichen und
gesellschaftlichen Umbruchs. Bereits
1868 war in Bayern die Gewerbe-
freiheit eingeführt worden. Dies
bedeutete das Ende des Zunftwe-
sens. Dennoch bildeten sich bald
wieder Vereinigungen selbständiger
Handwerksmeister. Die Neugrün-
dung von Handwerksinnungen
wurde dann auch 1881 durch ge-
setzliche Regelungen stark unter-
stützt. Schließlich wurden 1897 per
Reichsgesetz Zwangsinnungen ein-
geführt und Handwerkskammern
errichtet. Deshalb rückte um die
Jahrhundertwende die Schaffung
von Innungsverbänden immer mehr
in den Mittelpunkt der berufsstand-
politischen Arbeit. Nach dem Erlass
der handwerkspolitischen Reichsge-
setze mussten die Handwerksvertre-
ter einsehen, wie gering die Ein-
flussmöglichkeiten der einzelnen,
kleinen Innungen waren. Dies gab
auch den Anstoß für die Gründung
des Verbands im Jahr 1902. 

Anfangs wenig Solidarität
Durch diese Gründung konnte

jedoch noch längst keine schlagkräf-
tige Interessenvertretung implemen-
tiert werden. Denn zum einen war
die Zahl der örtlichen „Schreineror-
ganisationen“ noch gering. Sie
beschränkten sich im wesentlichen
auf die Städte. Zum anderen war
auch noch keine landesweite Solida-
rität gegeben. Anlässlich des 25jäh-
rigen Jubiläums des Verbands im
Jahr 1927 beschrieb der damalige
Geschäftsführer Dr. Dörfler die Situ-
ation bei der Gründung so:

„...es fehlte aber an der gegen-
seitigen Zusammenarbeit mit den
anderen Korporationen des gleichen
Berufes und es fehlte an der Einheit-
lichkeit der beruffachlichen Bewe-
gung.“

Vor diesem Hintergrund war es
ein großer Erfolg, dass es auf Initia-
tive der Schreinerinnung Nürnberg
gelang, den Verband mit Vertretern
aus 27 bayerischen Städten aus der
Taufe zu heben. Dies war jedoch
erst der Beginn eines mühsamen
Weges. Zunächst musste versucht
werden, das Bayerische Schreiner-
handwerk zu einigen, um neue Mit-
glieder zu gewinnen und den Ver-
band zu stärken. Eine schwierige
Aufgabe. Da nur geringe finanzielle

Mittel zur Verfügung standen, lag
die ganze Last der Verbandsarbeit
zunächst auf dem ehrenamtlichen
Vorstand. Dies führte dazu, dass die
teilweise hohen Mitgliedererwartun-
gen nicht immer erfüllt werden
konnten und es deshalb immer wie-
der zu Austritten kam.

Hohe Fluktuation
Bereits 1906 entstand so die

erste Krise. Aufgrund der fehlenden
Infrastruktur konnten keine neuen
Mitglieder gewonnen werden.
Andererseits waren einige Mitglied-
sinnungen unzufrieden mit den Lei-
stungen, jedoch nicht bereit, die
notwendigen Mittel einzubringen.
Und so kam es schließlich zu hefti-
gen Auseinandersetzungen, an
deren Ende fünf Austritte von
Innungen bzw. Meistergenossen-
schaften standen. Eine Situation
übrigens, die der Verband nicht nur
einmal erleben sollte. 

Im Jahr 1909 hatte der Verband
nur noch 22 Mitgliedsinnungen (mit
ca. 860 Betrieben) und 90 Einzel-
mitglieder. Dennoch gelang es der
Vorstandschaft in den kommenden
Jahren, die Organisation wieder zu
stärken, jedoch zunächst nur lang-
sam. 
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1913 wurde der „Verband pfäl-
zischer Schreinermeister“ Mitglied
im „Verband bayersicher Schreiner-
meister“. Damals gehörte die Pfalz
zum bayerischen Staatsgebiet. Die
Verbindung zum pfälzer Verband
ging zwar nach dem ersten Welt-
krieg zunächst verloren, er trat
jedoch 1926 wieder ein.

Kreisverbände werden gegründet
In den Jahren 1920 bis 1922

wurde eine grundlegende Neustruk-
turierung umgesetzt. Um die Orga-
nisation zu stärken, wurde 1920
eine Gliederung des Verbands nach
Kreisverbänden beschlossen. Damit
war keine direkte Mitgliedschaft
mehr möglich. Vielmehr war die
Zugehörigkeit zum Verband nur
mehr über den Weg der Mitglied-
schaft bei dem Kreisverband des
betreffenden Regierungsbezirks
möglich. Diese Kreisverbände wur-
den in den Jahren 1920 bis 1922
gegründet. Das führte zu einer wei-
teren Stärkung der Organisation.
1921 war der Kreisverband Coburg
hinzugekommen. Er schied jedoch
bereits 1924 wieder aus. Dennoch
betrug die Mitgliederzahl 1925 ins-
gesamt 4.700 Betriebe in 96 „Kor-
porationen“. 

Zwangsvereinigung im dritten
Reich

Ab 1933 kam es zur grundlegen-
den Umgestaltung der Handwerk-
sorganisation. Es kam zur Zwangs-
vereinigung mit dem Reichsinnungs-
verband des Tischlerhandwerks, Ber-
lin. Der Landesverband wurde zu
einer unselbständigen Bezirksstelle.
Es bestand Zwangsmitgliedschaft. Es

existieren keine echten demokarti-
schen Strukturen mehr. Stattdessen
kommt es zur Ausprägung des
„Führerprinzips“ auf Reichsebene.

Wiederaufbau des 
Landesverbandes

Unmittelbar nach dem Ende des
2. Weltkriegs wurde bereits im Jahr
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1945 der Wiederaufbau der Ver-
bandsorganisation in Angriff
genommen. Erneut ging die Initiati-
ve v.a. von einem Kreis Nürnberger
Schreinermeister aus. Und so kann
sich der Verband 1946 – zunächst
kommissarisch zugelassen – neu bil-
den. Die einzige, jedoch sehr
schwierige Aufgabe ist anfangs die
Materialzuteilung. Nicht zuletzt auf-
grund dieser Thematik kommt es
einerseits zu großen Spannungen
innerhalb der Mitglieder, auf der
anderen Seite bestand ein Organisa-
tionsgrad von nahezu 100%, da alle
Betriebe auf die Materialien ange-
wiesen sind.

Trotz des schwierigen Neuan-
fangs nach dem 2. Weltkrieg kam
es schon bald zu erneuten Ausein-
andersetzungen zwischen den Mit-
gliedern. Neben den Fragen der
Materialzuteilung spielen dabei ins-
besondere unterschiedliche Auffas-
sungen über das Verbandsorgan
und die Geschäftsführung eine
große Rolle. Deshalb tritt Ende 1949
der Kreisverband Schwaben aus
dem Verband aus. Dies führte zu
einer bedrohlichen Spaltung und
Schwächung der Organisation in
Bayern. Die Differenzen konnten
jedoch ausgeräumt werden und

Ende 1950 erfolgte wieder der
Zusammenschluss.

In den folgenden Jahren konnte
sich der Verband langsam konsoli-
dieren. Und so waren zum 60jähri-
gen Verbandsjubiläum im Jahr 1962
von den insgesamt 137 Innungen
135 freiwillig Mitglied im Landesver-
band. Insgesamt sind damit ca.
8000 Betriebe Mitglied im Landes-
verband. Dies entspricht einem
Organisationsgrad von ca. 80 %.

Sinkender Organisationsgrad
Diese Entwicklung setzte sich

auch in den kommenden Jahrzehn-
ten fort. Nur wenige bayerische
Schreinerinnungen gehörten zeit-
weise dem Landesverband nicht an. 

Aufgrund der Gebietsreform und
entsprechender Fusionen reduzierte
sich die Zahl der Innungen schließ-
lich bis auf 74. Seit dem Wiederein-
tritt der Innung Pfarrkirchen, die
aufgrund abweichender Auffassun-
gen zur Tarifpolitik nicht Mitglied
war, gehören seit 1985 wieder alle
bayerischen Innungen dem Verband
an. Damit scheint vordergründig das
Ziel erreicht zu sein, eine gemeinsa-
me Organisation des bayerischen
Schreinerhandwerks zu schaffen,
um die Interessen geschlossen und

solidarisch zu vertreten. Dies ist
jedoch nicht der Fall. Denn die Mit-
gliedschaft der Schreinerinnungen
im Verband ist die eine Seite, die
Frage des Organisationsgrads die
andere. Die Innungsmitgliedschaft
ist freiwillig. Und so verstärkt sich in
den vergangenen Jahrzehnten die
Tendenz, dass viele Betriebe nicht
mehr Mitglied der Fachorganisation
werden. Die Mitgliedszahlen zeigen
dies deutlich: Im Jahr 1972 waren
93 Schreinerinnungen mit ca. 5.700
Unternehmen, im Jahr 1982 auf-
grund von Fusionen noch 74 Innun-
gen mit ca. 5.500 Betrieben und im
Jahr 2002 sind noch ca. 4.600
Schreinerbetriebe Mitglieder der
Innungen und damit des Verbands.
Dies entspricht einem Organisa-
tionsgrad von ca. 60 % der am
Markt tätigen Unternehmen im
Schreinerhandwerk. Die allgemeine
Organisationsmüdigkeit gegenüber
gesellschaftliche, wirtschaftlichen
oder kirchlichen Institutionen wirkt
sich auch gegenüber der Berufs-
standsvertretung aus.

Es zeigt sich, dass insbesondere
kleinere Betriebe nicht der Organisa-
tion beitreten. 

Sie profitieren dennoch vom
Engagement und finanziellen Ein-
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satz der organisierten Kollegen.
Insofern ist das Ziel, das zur Grün-
dung des Verbands geführt hat,
immer noch hoch aktuell. Es gilt, die
außenstehenden Schreiner als Mit-
glieder zu gewinnen, um noch mehr
Gewicht in der Interessenvertretung
einbringen zu können.

Das Ehrenamt

Als Berufsstandsorganisation
wird der Verband maßgeblich vom
Engagement der ehrenamtlich täti-
gen Unternehmer geprägt. Sie
geben die Impulse und bilden die
Brücke von der Basis zu den ver-
schiedenen Zielgruppen und Aus-
tauschpartnern der Organisation.
Das bedeutendste Gremium in die-
sem Zusammenhang ist sicherlich
der Vorstand mit dem Vorsitzenden
an der Spitze. Sie werden unter-
stützt von den Ehrenamtsträgern in
den Ausschüssen, Fachgemeinschaf-
ten und Arbeitskreisen auf Ver-
bandsebene aber auch von den Ver-
tretern der Mitgliedsinnungen. Sie
wirken ebenfalls maßgeblich an der
Willensbildung und damit an der
Ausrichtung der Verbandsarbeit mit.
Im Laufe des vergangenen Jahrhun-
derts engagierten sich hunderte
Handwerksvertreter in der Organisa-
tion. Angefangen von den Vorstän-
den und Ausschüssen der Innungen,
über die zahlreichen beratenden
Gremien des Verbands bis hin zu
den verschiedenen Vorstandschaften
des Verbands. Es würde an dieser
Stelle den Rahmen sprengen, allein
alle im Verband mitarbeitenden

Ehrenamtsträger der letzten 100
Jahre zu benennen. Deshalb sollen
hier stellvertretend die Vorsitzenden
des Landesverbands aufgeführt wer-
den. Sie haben sich an vorderster
Stelle für das bayerische Schreiner-
handwerk engagiert und damit
maßgeblich die Entwicklung der
Organisation beeinflusst.

Die Vorsitzenden des 
Landesverbands seit 1902:

Georg Spönnemann, Nürnberg
1902 – 1916

Er war der eigentliche Gründer
des Verbands. Als Obermeister der
Schreinerinnung Nürnberg ergriff er
die Initiative, lud erstmals die bayeri-
schen Schreinermeister zu einer Ver-
sammlung nach Landau a.d. Isar ein
und bereitete anschließend die
Gründungsversammlung des Lan-
desverbands vor. Nachdem er zum
1. Vorsitzenden gewählt worden
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war, leistete er die Pionierarbeit zum
Aufbau der Organisation. Er wurde
1916 zum Ehrenvorsitzenden
ernannt. 

Konrad Seifferth, Nürnberg
1916 – 1934

Landesgewerberat Seifferth wurde
1916 zum Nachfolger von Georg
Spönnemann als 1. Vorsitzender
gewählt. Er stammte ebenfalls von der
Schreinerinnung Nürnberg und führte
den Verband in den schwierigen Zeiten
des 1. Weltkriegs und der politischen
Umbrüche und der wirtschaftlichen
Depression. In dieser Zeit wird trotz der
finanziell sehr schlechten Basis eine
hauptamtlich besetzte Geschäftsstelle
eingerichtet und die Grundlage für den
Dienstleistungsbereich des Verbands
geschaffen. 1934 tritt er von dem Amt
zurück und wird zum Ehrenvorsitzen-
den des Verbands ernannt.

Heinrich Böhler, München
1934 – 1944

Nach der Gleichschaltung der
Handwerksorganisationen kommt es
zu keinen demokratischen Wahlen
mehr. Statt dessen wird „Gauob-
mann“ Heinrich Böhler aus München
vom „Landeshandwerksführer“ als 1.
Vorsitzender des Bezirksverbandes Bay-
ern vorgeschlagen und nachdem sich
kein Widerspruch erhebt als gewählt
erklärt. Er stirbt überraschend 1944.

Rasso Mayer, München
1944 – 1945

Der Obermeister der Schreinerin-
nung München wird als Nachfolger
von Heinrich Böhler als 1. Vorsitzen-
der vom Reichsinnungsmeister
bestellt. Er war seit 1933 auch Vor-
sitzender der Berufsgenossenschaft.
Seine Tätigkeit endet mit dem
Kriegsende im Mai 1945.
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Karl Zippel, Nürnberg
1945 – 1949

Zunächst als kommissarisch
bestellter Leiter des Landesverbands,
ab 1946 als offiziell gewählter 1.
Vorsitzender des Landesverbands
beginnt Karl Zippel zusammen mit
der neuen Vorstandschaft mit dem
Neuaufbau des Landesverbands in
den Wirren der Nachkriegszeit. Auf-
grund verschiedener Fragen (Materi-
alzuteilung, Amtsverfehlungen) ist
er mehr und mehr umstritten und
tritt schließlich 1949 zurück.

Josef Zappold, Nürnberg
1949 – 1951

Der Obermeister der Schreinerin-
nung Nürnberg wird 1949 neuer 1.
Vorsitzender des Landesverbands. Er
wird mit zahlreichen offenen Orga-
nisationsfragen konfrontiert, die die
Konsolidierung des Verbands
erschweren. Die damit verbundenen
Auseinandersetzungen innerhalb
des Verbands führen zum Austritt
des Kreisverbands Schwaben. Damit
droht die Spaltung der Organisa-
tion, die jedoch von Josef Zappold
abgewendet werden kann. Den-
noch wird er 1951 nicht wiederge-
wählt.

Franz Gerstl, Regensburg
1951 – 1957

Der Obermeister der Schreinerin-
nung Regensburg, Franz Gerstl,
wird 1951 zum 1. Vorsitzenden
gewählt. Ihm gelingt die Einigung
und Festigung der Verbandsorgani-
sation. Es kommt zur Verabschie-
dung einer neuen Satzung und der
Umbenennung in „Landesinnungs-
verband bayerischer Schreinermei-
ster“. Damit wird der Verband auch
organisatorisch wieder auf festen
Grund gestellt. Auf dieser Basis
kann sich der Verband neue Aufga-
ben zuwenden, insbesondere in der
Berufsbildung. Insofern ist Gerstl die
Konsolidierung der Organisation
gelungen. 1957 stellt er sich nicht
mehr zur Wahl und wird zum
Ehrenvorsitzenden ernannt.

90



Michael Arnodt, Nürnberg
1957 – 1965

Die Schwerpunkte seiner Tätig-
keit als Landesinnungsmeister setzte
Michael Arnodt von der Schreinerin-
nung Nürnberg auf die Bereiche
technische und betriebswirtschaftli-
che Beratung der Betriebe, Ausbil-
dung im Bereich Lehrlinge und Mei-
ster sowie Nachwuchswerbung.
Michael Arnodt erkrankt 1964
schwer und konnte sein Amt zeit-
weise nicht mehr ausüben. 1965
kandidiert er nicht mehr.

Anton Haberl, München
1965 – 1975

Nachdem er den Verband bereits
einige Zeit in Vertretung des Lan-
desinnungsmeisters geführt hatte,
wird 1965 der Obermeister der
Schreinerinnung München, Anton
Haberl, zum 1. Vorsitzenden
gewählt. Unter seiner Führung ver-
legt der Verband seinen Sitz nach
München und baut die Geschäfts-
stelle neu auf. Während seiner
Amtszeit gelingt es, den Verband
finanziell stärker auszustatten und
das Dienstleistungsangebot zu
erweitern. Erstmals wird eine eigene
Betriebsberatungsstelle eingerichtet.
Anton Haberl war seit 1954 als stell-
vertretender Vorsitzender und dann
ab 1965 als 1. Vorsitzender für die
den Verband tätig, insgesamt 21
Jahre. Er vermochte die immer wie-
der ganz natürlich auftretenden Dif-
ferenzen innerhalb der Verbandsor-

ganisation auszugleichen und alle
Beteiligten für die gemeinsame
Sache zu begeistern. Als Dank
wurde er von der Mitgliederver-
sammlung einstimmig zum Ehren-
vorsitzenden gewählt.

Theo Ruff, Furth im Wald
1975 – 1991

Eine der Persönlichkeiten, die
den Verband am stärksten geprägt
haben, war Theo Ruff, der 1975
zum 1. Vorsitzenden gewählt
wurde. Seit 1963 war er im engen
Vorstand tätig, seit 1965 als stellver-
tretender Vorsitzender. Bereits als
Vorsitzender des Ausschusses
„Berufsbildung  und Prüfungswe-
sen“ hat er maßgeblich an der Fort-
entwicklung einer modernen Schrei-
nerausbildung mitgewirkt. Diesen
Schwerpunkt verfolgte er auch als
Landesinnungsmeister. Darüber hin-
aus hat er der handwerkspolitischen
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Vertretung des Gewerks große
Bedeutung beigemessen. Folgerich-
tig war er in den höchsten bayeri-
schen und bundesdeutschen Hand-
werksgremien tätig. Den Bundesver-
band HKH führte er als Präsident
von 1976 bis 1990. Als dynamische
Führungspersönlichkeit und hervor-
ragender Rhetoriker verstand er es,
die Basis für seine Ideen zu begei-
stern. Aufgrund einer schweren
Krankheit war es ihm bereits 1991
nicht mehr möglich, das Amt des
Landesinnungsmeisters auszufüh-
ren. Daher trat er zurück und wurde
von der Mitgliederversammlung
zum Ehrenvorsitzenden ernannt.

Hermann Stecher, Rottenburg
1991 – 1993

Nachdem der bisherige Landesin-
nungsmeister Theo Ruff schwer
erkrankt war, wurde bei den not-
wendig gewordenen Neuwahlen
der bisherige stellvertretende Vorsit-
zende zum Landesinnungsmeister
gewählt. Die wichtigste Entschei-
dung während der Amtsperiode von
Hermann Stecher war sicherlich der
Beschluss der Mitgliederversamm-
lung, aufgrund der großen finanziel-
len Ungereimtheiten aus dem
Bundesverband HKH auszutreten.
Dies wird zum 01.01.1992 vollzo-
gen. Landesinnungsmeister Stecher
führte die ursprüngliche Wahlperio-
de des Vorstands zu Ende, stand
dann jedoch für eine Wiederwahl
nicht mehr zur Verfügung.

Rudolf Arlt, Neuendettelsau
1993 – 2002

Rudolf Arlt, der seit 1981 dem
engen Vorstand des FHK Bayern
angehört und 1991 zum stellvertre-
tenden Vorsitzenden gewählt
wurde, übernahm 1993 die Führung
des Verbands als Landesinnungsmei-
ster. Während seiner Amtszeit
wurde mit dem eigenen Haus für
die Geschäftsstelle eine neue, lei-
stungsfähige Infrastruktur für die
Verbandsarbeit geschaffen. Parallel
dazu wurde das Leistungsspektrum
der Verbandsarbeit erweitert und
neu ausgerichtet. Außerdem arbei-
tete er mit großer Energie an der
Wiederherstellung einer soliden
Basis für den erneuten Zusammen-
schluss auf Bundesebene. Dieser
Zusammenschluss konnte 1999
auch vollzogen werden. Seit dem
vertritt Rudolf Arlt den bayerischen
Verband im Präsidium des Bundes-
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verbands, seit 2000 als Vizepräsi-
dent.

Auch im Hinblick auf den Markt-
auftritt des Bayerischen Schreiner-
handwerks wurden neue Wege
beschritten. Auf der Basis einer
umfangreichen Marktstudie kam es
zur Entwicklung der bayernweiten
Image-  und Direktmarketingkam-
pagne, die 2001 beschlossen und
seit Frühjahr 2002 umgesetzt wird. 

Im Jubiläumsjahr 2002 scheidet
der amtierende Präsident Rudolf Arlt
satzungsgemäß aus seinem Amt aus
und übergibt die Führung des Ver-
bands in das zweite Jahrhundert der
Verbandsgeschichte seinem Nachfol-
ger, der durch die Mitgliederver-
sammlung im Rahmen des Bayeri-
schen Schreinertags 2002 in Gar-
misch-Partenkirchen neu gewählt
wird. 

Die fachliche Ausrichtung

Von Beginn an umfasste die Ver-
bandsorganisation verschiedene
Fachgruppen die sich den speziellen
Belangen der einzelnen Betriebe
annahmen und noch heute anneh-
men. Doch zeichnen sich auch hier
die massiven strukturellen Änderun-
gen ab, denen das bayerische
Schreinerhandwerk in den vergan-
genen einhundert Jahren unterwor-
fen war. In der Gründungsphase bil-
deten sich folgende Fachgruppen:

- Möbelschreiner
- Bauschreiner
- Stuhlschreiner
- Sargschreiner
- Uhrgehäusemacher
- Parkettleger
- Kegelbahnbauer
- Segelflugzeugbauer
- Boots- und Schiffsbauer
- Modellschreiner
- Jalousie- und Rolladenbauer.

Nach dem 2. Weltkrieg entwik-
kelten sich einige Sparten zu eige-
nen Handwerksberufen und gingen
damit dem Landesinnungsverband
des bayerischen Schreinerhandwerks
verloren. Dies betrifft z.B. die Boots-

und Schiffsbauer, die Modellschrei-
ner, die Jalousie- und Rolladenbauer
sowie die Parkettleger. Andere
Bereiche verloren wirtschaftlich an
Bedeutung. Die Uhrgehäusemacher
sind dafür ein Beispiel.

Aus diesem Grund bestehen
heute im Fachverband Holz und
Kunststoff Bayern nur noch zwei
große Fachgemeinschaften für die
Bereiche Innenausbau sowie Fen-
ster-, Fassadenbau. Darin einge-
schlossen sind Teilbereiche wie
Restaurierung oder der Treppenbau.
In den vergangenen Jahren hat es
sich nämlich bewährt, für einzelne
Felder keine festen Gremien son-
dern zeitlich begrenzte Arbeitskreise
einzurichten, die sich dann kurzfri-
stig mit bestimmten Themen befas-
sen können.

Die grundsätzlichen Fragestellun-
gen werden darüber hinaus von den
verschiedenen Fachausschüssen
behandelt, die dem Vorstand bera-
tend zur Seite stehen. Derzeit sind
folgende Ausschüsse durch die Mit-
gliederversammlung eingesetzt:

- Sozial- und Tarifpolitik
- Bildung/Kultur/Gestaltung
- Öffentlichkeitsarbeit/

Marketing
- Betriebsführung.
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Die Geschäftsstelle

In den ersten Jahren nach der
Gründung gab es aufgrund der
schlechten finanziellen Ausstattung
keine eigene Mitarbeiter und keine
Geschäftsstelle. Die Tätigkeit des
Landesverbands wurde in der Woh-
nung des Vorsitzenden abgewickelt.
Dies führte zwangsläufig zu schwie-
rigen Arbeitsbedingungen mit den
entsprechenden Folgen. So bedau-
erte ein Vertreter der Innung Augs-
burg am 3. Verbandstag 1905, dass
noch kein Protokoll der Vorjahres-
versammlung vorlag, die Innung
keine Einladung zum Verbandstag
erhalten hat und im laufenden Jahr
keine Vorstandssitzungen abgehal-
ten wurden. Darauf konnte der
damalige Vorsitzende Spönnemann
nur entgegnen, dass das Fehlen des
Protokolls in der Natur der Sache
begründet liege. Auch die Finanzen
würden hierfür eine große Rolle
spielen. 

Erster hauptamtlicher Sekretär
Man kam daher schnell zu der

Erkenntnis, dass ein wirkungsvolle
Berufsstandsvertretung auch eine
entsprechende Infrastruktur voraus-
setzt. Daher wurde bereits 1908 auf

dem Verbandstag in München die
Einrichtung einer Geschäftsstelle mit
einem hauptamtlichen Sekretär
erörtert. Dies scheiterte jedoch
zunächst an der Bereitschaft der
Mitglieder, die entsprechenden
Mittel zur Verfügung zu stellen. Erst
im Jahr 1912 war die Verband
schließlich in der Lage, den Syndikus
der Handwerkskammer für Mittel-
franken, Rechtsanwalt Grampp,
zum nebenberuflichen „Sekretär für
den Bayerischen Schreinermeister-
verband“ zu bestellen.

Aufgrund des 1. Weltkriegs
muss dann die Verbandsarbeit
wesentlich eingeschränkt werden. In
dieser Zeit endet auch die
Zusammenarbeit mit RA Grampp,
da die Beiträge stark zurückgehen.

Erster Geschäftsstelle
Im Geschäftsbericht zum Landes-

verbandstag 1920 richtet der Vorsit-
zende Seifferth dann folgenden
Appell an die Delegierten: „Wir
müssen einen Herrn bekommen,
welcher in der Lage ist, die Interes-
sen unseres Handwerks nach jeder
Richtung hin vertreten zu können
und der sämtliche schriftliche Arbei-
ten  zu erledigen sowie den Ausbau

unseres Verbandes vorzunehmen
hat; aber, meine Herren, hierzu
gehört Geld und immer wieder Geld
...“ Daraufhin beschließt die Mitglie-
derversammlung die Beiträge anzu-
heben und einen hauptamtlichen
Sekretär einzustellen. Noch im sel-
ben Jahr wurde Dr. Richard Dörfler
als Verbandssyndikus eingestellt und
die Geschäftsstelle im Haus der
„Schreinergenossenschaft Nürn-
berg“, Breite Gasse 45, eingerichtet.
Bereits 1922 hatte der Verband
jedoch bereits wieder große finan-
zielle Probleme, so dass der Arbeits-
vertrag wieder gelöst werden mus-
ste. Die Finanzsituation verschlech-
terte sich in der wirtschaftlichen
Depression zunehmend. Aber schon
1923 kehrte Dr. Dörfler zurück, da
die Schreinergenossenschaft Nord-
bayern den Landesverband zusätz-
lich materiell unterstützte.

Der Krieg hinterlässt seine Spuren
Im Jahr 1934 kam es dann zur

Gleichschaltung der Handwerksor-
ganisationen. Der Geschäftsführer
blieb im Amt als der Landesverband
1935 seine Selbständigkeit verlor
und als Bezirksstelle an den Reichs-
verband des Deutschen Tischlerge-
werbes eingegliedert wurde. 1944
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war das Verbandsbüro, das kurz vor
dem Krieg noch in größere Räume
am Obstmarkt in Nürnberg verlegt
worden war, bei einem Bombenan-
griff bereits leicht beschädigt. Am 2.
Januar 1945 schließlich wurde es
bei einem großen Angriff auf Nürn-
berg restlos zerstört. Fast alle Unter-
lagen wurden dabei vernichtet.
Zusammen mit der Schreinergenos-
senschaft Nordbayern begann man
unmittelbar nach Kriegsende mit
dem Neuaufbau der Organisation in
provisorischen Räumen. 

1946 wurde erstmals die Verle-
gung des Verbandssitzes nach Mün-
chen diskutiert. Dazu kam es jedoch
nicht. Statt dessen verlegte der Ver-
band seine Geschäftsstelle zunächst
nach Fürth, kehrte dann jedoch
1950 wieder nach Nürnberg zurück.
Nachdem schließlich das Anwesen
Breite Gasse 45, Nürnberg, der
Schreinergenossenschaft Nordbay-
ern 1951 wieder aufgebaut war,
bezog der Landesverband dort wie-
der seine Büros.

Zwischenzeitlich musste Dr. Dörf-
ler seine Funktion beim Landesver-
band aufgrund seiner Tätigkeit im
Dritten Reich aufgeben. Als Über-

gangslösung wurde zunächst Ende
1945 der Syndikus der Liefergenos-
senschaft des Schreinerhandwerks
Nürnberg, K. Arend, mit der
Geschäftsführung beauftragt. Am 1.
Dezember 1946 trat dann Walther
Bauer seine Nachfolge an. Er war
nicht unumstritten und so wurde
sein Vertrag zum 31.10.1951 gelöst

und Dr. Dörfler übernimmt wieder
die Geschäftsführung des Verbands.
In dieser Zeit wurde erneut der
Antrag gestellt, den Sitz des Ver-
bandes nach München zu verlegen,
da dort „alle Regierungsstellen sit-
zen“. Er fand jedoch keine Mehr-
heit.

95

Haus des bayerischen Schreinerhandwerks
Die Geschäftsstelle des FHK Bayern



In den folgenden Jahren konsoli-
diert sich der Verband und die
Geschäftsstelle wird leistungsfähi-
ger. Schließlich tritt Dr. Dörfler 1961
in den Ruhestand. Als Nachfolger
wird Rechtsanwalt Franz Kammerlo-
her gewählt. Zu dieser Zeit ist das
Verbandsbüro mit dem Geschäfts-
führer und drei weiteren hauptamt-
lichen Mitarbeitern besetzt. Völlig
überraschend stirbt RA Kammerlo-
her im Januar 1965 an einem Herz-
infarkt während einer Sitzung in
Bonn. Die Position des Geschäfts-
führers bleibt zunächst unbesetzt. 

Umzug nach München
Im Juni 1965 wird Anton Haberl,

München, zum neuen Landesin-
nungsmeister gewählt. Außerdem
wurde beschlossen, den Sitz des
Verbands nach München zu verle-
gen. Dazu werden Räume im
Gebäude der Handwerkskammer
für München und Oberbayern,
Ottostraße (jetzt: Max-Joseph-Stra-
ße), angemietet. 

Am 1. Februar 1966 wurde Willi
Taschner als neuer Geschäftsführer
eingestellt. Er übte diese Position bis
31.12.1994 aus. Begleitet von dem
wirtschaftlichen Aufschwung im

Schreinerhandwerk konnte auch der
Landesverband in dieser Zeit finan-
ziell erstarken und sein Dienstlei-
stungsangebot wesentlich erwei-
tern. So wurde 1969 die erste tech-
nische Beratungsstelle eingereichtet
und Bruno Fach als Betriebsberater
eingestellt. Bis 1994 kommen drei
weitere Beratungsstellen hinzu: Eine
weitere technische sowie ein
betriebswirtschaftliche Beratungs-
stelle und eine Beratungsstelle für
Formgebung und Gestaltung. Insge-
samt beschäftigt der Verband zu
diesem Zeitpunkt 11 Mitarbeiter.

Am 1. Januar 1995 wird die
Geschäftsführung von Dipl.-Kfm. Dr.
Christian Wenzler übernommen, der
bereits am 1. Mai 1994 als desi-
gnierter Nachfolger von Willi
Taschner eingestellt worden war.
Neben der Erweiterung des Bera-
tungsangebots, es wird eine zusätz-
liche technische Beratungsstelle
geschaffen, steht nun auch die
grundlegende Neuausrichtung der
Verbandsdienstleistungen und –akti-
vitäten im Vordergrund. Dazu wird
u.a. eine eigene Tochtergesellschaft
gegründet, die Schreinerservice-
GmbH des FHK Bayern. Außerdem
werden einige Beratungsbereiche

neu ausgerichtet. Schließlich ist ein
wesentlicher Schritt der Erwerb
einer eigenen Immobilie, nach dem
die angemieteten Büroräume längst
nicht mehr für die Verbandstätigkei-
ten ausreichend waren. Die neue
Geschäftsstelle in München, Für-
stenrieder Straße 250, die im April
1998 bezogen werden konnte, bil-
det die notwendige infrastrukturelle
Basis, um effektive Verbandsarbeit
leisten zu können. Dies gilt umso
mehr in wirtschaftlich schwierigen
Zeiten, wie sie durch die massiven
strukturellen Veränderungen, denen
auch das Schreinerhandwerk seit
Anfang der 90er Jahre unterworfen
ist, gegeben sind.
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Die Geschäftsführer 
des Landesverbands seit 1902:

09.10.1902 bis 31.03.1912
keine Geschäftsführung

31.03.1912 bis ca. 1916
Rechtsanwalt Grampp
(nebenberuflich)

1917 bis 30.09.1920
keine Geschäftsführung

01.10.1920 bis 20.10.1945
Rechtsanwalt 
Dr. Richard Dörfler
(1922/1923 nebenberuflich)

20.10.1945 bis 30.11.1946
Rechtsanwalt K. Arendt

01.12.1946 bis 31.10.1951
Walther Bauer

01.11.1951 bis 30.09.1961
Rechtsanwalt 
Dr. Richard Dörfler

01.10.1961 bis 20.01.1965
Rechtsanwalt 
Franz Kammerloher

20.01.1965 bis 31.01.1966
keine Geschäftsführung

01.02.1966 bis 31.12.1994
Willi Taschner

seit 01.01.1995
Dipl.-Kfm. Dr. Christian Wenzler
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Die finanzielle Situation

Die Entwicklung der Organisa-
tion des bayerischen Schreinerhand-

werks lässt sich insbesondere auch
an der finanziellen Situation able-
sen. Als Gradmesser werden nach-
folgend die Abschlusszahlen einiger

Jahresrechnungen aufgeführt. Diese
lassen sich selbstverständlich nicht
direkt vergleichen, da sie z.T. aus
völlig unterschiedlichen Zeitab-
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schnitten mit verschiedenen Wäh-
rungen und unterschiedlichen wirt-
schaftlichen, gesellschaftlichen und
politischen Rahmenbedingungen
stammen. Sie stellen jedoch sicher-
lich ein Indiz für die Beurteilung der
Entwicklung dar. Besonders in den
ersten drei Jahrzehnten hatte der
Landesverband mit großen finanziel-
len Schwierigkeiten zu kämpfen.
Zwar hatte man sich große Ziele
gesetzt, die Bereitschaft oder auch
die Möglichkeiten der Mitglieder,
die entsprechenden Mittel bereitzu-
stellen, entsprachen diesen Zielset-

zungen jedoch nicht. So war der
Verband beispielsweise 1931 nicht
in der Lage, einen ordentlichen
Haushalt aufzustellen.

Solide Finanzen
Finanziell festen Boden unter

den Füssen erhielt der Landesver-
band erst ab den 60er Jahren, flan-
kiert vom wirtschaftlichen Aufstieg
der gesamten deutschen Wirtschaft.
In langen und z.T. harten Diskussio-
nen gelang es, ein Beitragssystem
umzusetzen, das die Gleichbehand-
lung aller Mitglieder ermöglicht und

die Basis für eine funktionierende
Berufsstandsvertretung bildet. Aller-
dings ist auch heute noch festzu-
stellen, dass das Handwerk in die-
sen Bereich weitaus weniger zu
investieren bereit ist, als andere
wirtschaftliche oder gesellschaftliche
Gruppen. Insbesondere vor dem
Hintergrund, dass gerade die
bedeutenden Entscheidungen für
die Rahmenbedingungen des Hand-
werks zunehmend auf Bundes- oder
europäischer Ebene getroffen wird.

99

Jahr Einnahmen Ausgaben Vermögen

1903 191,50 Mark 176,70 Mark 14,80 Mark
1910 1.564,30 Mark 1.191,09 Mark 373,31 Mark
1918 670,22 Mark 560,81 Mark 109,41 Mark
1920 1.154,05 Mark 832,23 Mark 321,82 Mark
1923 163.694,65 Mark 159.249,14 Mark 4.445,51 Mark

1929 19.788,38 RM 17.005,59 RM 2.782,79 RM
1932 14.234,26 RM 12.838,02 RM 1.396,24 RM

1934 bis 1945 keine eigenständige Rechnungslegung

1950 153.524,49 DM 132.149,38 DM 21.375,11 DM
1959 130.745,04 DM 123.503,87 DM 7.241,17 DM
1966 294.208,25 DM 256.040,56 DM 38.167,69 DM
1978 1.545.477,14 DM 1.464.039,52 DM 173.691,89 DM
1990 2.401.933,07 DM 2.452.271,25 DM 374.348,71 DM
2000 2.957.173,73 DM 2.925.137,71 DM 1.604.327,67 DM

2001 1.631.724,69 EURO 1.491.219,26 EURO 754.881,57 EURO

Übersicht über die Jahresrechnungen des Verbands:



Die Mitarbeit 
in anderen Verbänden

Bereits frühzeitig kam man zu
der Überzeugung, dass es für die
Berufsstandsvertretung sinnvoll ist,
mit anderen Organisationen und
Verbänden zusammenzuarbeiten. Im
fachlichen Bereich wurde bereits
1911 eine Kooperation der Verbän-
de Bayern, Baden und Württemberg
vereinbart. 1920 kam es dann zur
Errichtung der Arbeitsgemeinschaft
der süddeutschen Schreinermeister-
verbände. Mit dem Beitritt von
Sachsen war dies die Keimzelle für
die im Jahr 1921 durchgeführte
Gründung des Reichsverbands des
Tischlergewerbes, der 1935 in den
Reichsinnungsverband umgewan-
delt wurde. Bereits kurz nach Ende
des 2. Weltkriegs wirkte Bayern
wieder an der Errichtung eines
neuen Bundesverbandes mit.

Differenzen mit dem 
Bundesverband

Aufgrund schwerwiegender Dif-
ferenzen insbesondere hinsichtlich
der finanziellen Situation des
Bundesverbands des holz und
kunststoffverarbeitenden Hand-
werks kündigte der Landesverband

seine Mitgliedschaft mit Wirkung
zum 01.01.1992. Diesen Schritt voll-
zogen auch andere Landesverbän-
de. Um die bundesweite Vertretung
dennoch sicherzustellen, erfolgte im
Jahr 1994 die Gründung der
Arbeitsgemeinschaft der Fachver-
bände des Tischler- und Schreiner-
handwerks, in der sich die Landes-
verbände Bayern, Baden-Württem-
berg, Rheinland-Pfalz und Saarland
zusammenschlossen. Die Geschäfts-
führung übernahm der bayerische
Verband. Es dauerte bis zum Jahr
1999, bis die Grundlagen für einen
erneuten Zusammenschluss auf
Bundesebene geschaffen waren. Die
Arbeitsgemeinschaft löste sich auf
und der bayerische Verband wurde
wieder Mitglied im Bundesverband.

Übergreifende Kooperationen
Aus gesamthandwerklicher Sicht

arbeitete der Landesverband eben-
falls von Beginn an mit den anderen
Verbänden und Institutionen zusam-
men. Dies erfolgte zunächst zum
Beispiel im Rahmen des Bayerischen
Gewerbebundes und seit 1946 im
Rahmen des Bayerischen Hand-
werkstags (BHT) und der Arbeitsge-
meinschaft der bayerischen Landes-
innungsverbände bzw. des Gesamt-

verbands des bayerischen Hand-
werks. Außerdem ist der Landesver-
band auch Mitglied in der Vereini-
gung der Bayerischen Wirtschaft
(vbw). In diesen Organisationen gilt
es, die übergreifenden Interessen
des Handwerks bzw. der Wirtschaft
zu vertreten.
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„Wer den vorliegenden Festbe-
richt überprüft, wird feststellen
müssen, daß in Bayern das Schrei-
nerhandwerk lebt und gewillt ist,
die ihm zufallenden wirtschaftlichen
und kulturellen Aufgaben nach echt
handwerklicher Weise zu erfüllen.
Es lebt, obwohl es noch nicht ein-
mal alle Möglichkeiten der von Wis-
senschaftlern und Praktikern emp-
fohlenen Selbsthilfe erschöpft hat.
Welch´ guter Kern muß in ihm
stecken und welche Berechtigung
muß wirtschaftlich sein Dasein
haben! 

...
Nicht geringe Stürme waren es,

die auch über das bayer. Schreiner-
handwerk hinweg gebraust sind;
mancher Betrieb fiel den Stürmen
zum Opfer. Nicht in allen Fällen war
dies für den Berufsstand ein Verlust.
Ja, die wirtschaftliche Auslese wird
noch weiter gehen müssen und
auch die beruffachliche Bewegung
wird das Ihre dazu beitragen müs-
sen, um leistungsunfähige und un-
handwerkliche Betriebe auszumer-
zen. Ihr Hauptaugenmerk wird
neben jedmöglicher Förderung der
Betriebe auf die Sicherung eines
geeigneten Nachwuchses zu richten
sein. Die beruffachliche Gemein-

schaftsarbeit kann eben nur Erfolg
haben, wenn der Beruf selbst in sei-
nen einzelnen Betrieben völlig
gesund ist. Ihn gesund zu machen
und gesund zu erhalten: das ist die
Aufgabe der weiteren Tätigkeit des
Verbandes. Anpassung an die Erfor-
dernisse der wirtschaftlichen Ent-
wicklung, Förderung wirtschaftlicher
Selbsthilfe und hierbei immer Rück-
sichtnahme auf den Geist des Hand-
werks werden dieser Tätigkeit den
gewiß nicht leichten Weg bahnen
helfen und dazu führen, daß der
Verband als Selbsthilfeinstrument
auch in der Zukunft für das in ihm
verkörperte Schreinerhandwerk Bay-
erns mit Erfolg wirken kann.

Immer aber wird hierfür Voraus-
setzung sein, daß das Schreiner-
handwerk selbst ... daran denkt,
daß dem Handwerk nicht durch
Versammlungen und Beschlüsse
geholfen werden kann, sondern daß
es sich selbst zuerst durch zielbe-
wusste Gemeinschaftsarbeit helfen
muß“.

Mit diesem Ausblick endet die
Festschrift zum 25jährigen Jubiläum
des Landesverbandes bayerischer
Schreinermeister im Jahr 1927. Ver-
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fasst hat ihn der damalige
Geschäftsführer Dr. Richard Dörfler.

Seine Ausführungen sind heute
so aktuell wie vor 75 Jahren! 

Heißt das nun, dass der Verband
die Problemstellungen, für die er
gegründet wurde, nicht lösen konn-
te? Das sicher nicht. Es bedeutet,
dass verschiedene Fragestellungen
immer wieder auf das Handwerk
zukommen, jedoch stets in einem
neuen Umfeld. Für den Verband
bedeutet das, dynamisch und flexi-
bel zu sein, um sich weiterzuent-
wickeln und in den sich ändernden
Rahmenbedingungen zu Gunsten
der Mitgliedsbetriebe agieren zu
können. Hier ist die Organisation als
Vordenker gefordert, auch wenn
dies nicht immer bequem ist.

Jede Zeit hat ihre eigenen Her-
ausforderungen. Das war in der Ver-
gangenheit so und wird sich in der
Zukunft nicht ändern. Für unseren
Verband wird eine große Herausfor-
derung in der Aufgabe bestehen,
die bayerischen Schreiner davon zu
überzeugen, die gemeinsamen
Interessen auch gemeinsam zu ver-
treten. Denn wir leben in einer Zeit,
in der es oft als unmodern gilt,

nicht nur die persönlichen Ansprü-
che in den Vordergrund zu stellen,
sondern auch die Gemeinschaft im
Blick zu behalten, auf welchem
Gebiet auch immer. 

Dabei wird oft übersehen, dass
unsere Gesellschaft gerade in
grundlegenden Fragestellungen
inzwischen darauf ausgerichtet ist,
dass die verschiedenen Gruppierun-
gen ihre Interessen selbst bündeln
und als Gemeinschaft vertreten, um
überhaupt wahrgenommen zu wer-
den. Besonders deutlich wird dies
beispielsweise im Hinblick auf die
europäische Einigung und die damit
verbundene Gesetzgebung. Die
Organe der EU sind darauf ausge-
richtet, dass ihnen die Informatio-
nen aus den einzelnen Bereichen
des gesellschaftlichen und wirt-
schaftlichen Lebens übermittelt wer-
den, sie wünschen dies sogar aus-
drücklich. Wer jedoch nicht bereit
ist, dafür auch zu investieren  und
sich statt dessen auf seinen kleinen
regionalen Bereich zurückzieht, darf
sich dann auch nicht darüber bekla-
gen, dass seine Interessen nicht
berücksichtigt werden.

Auch wenn man dieses System

in Einzelpunkten kritisiert, darf man
eins nicht außer Acht lassen: Es hat
uns die bisher längste Zeit des Frie-
dens gesichert, was wiederum die
Voraussetzung für eine bisher nicht
gekannte persönliche aber auch
wirtschaftliche Entwicklung war -
und dies in Eigenverantwortlichkeit.
Der kurze historische Abriss hat uns
deutlich gezeigt, dass es in der
100jährigen Geschichte unseres Ver-
bands ganz andere Epochen gege-
ben hat.  

Wir müssen jedoch auch bereit
sein, diese Verantwortung zu über-
nehmen. Und dazu gehört es, nicht
nur kurzfristig und egoistisch an
sich selbst, den eigenen Betrieb
oder die eigene Innung zu denken,
sondern sich für das Gesamtinteres-
se einzubringen. Denn nur so wird
langfristig unser Handwerk weiter
festen Boden unter den Füssen
haben. Und nur so handeln wir ver-
antwortungsbewusst für unsere
Betriebe und unsere Familien, für
unsere Mitarbeiterinnen und Mitar-
beiter mit deren Familien aber auch
für die jungen Betriebsnachfolger. 

Unsere neue Image-Kampagne
für das bayerische Schreinerhand-
werk zeigt, dass dies keine bloße
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Theorie ist. Gerade in der neuen
Positionierung unseres Handwerks
in den sich strukturell stark wan-
delnden Märkten liegt eine große
Herausforderung der kommenden
Jahre. Verantwortung übernehmen
heißt jedoch in diesem Zusammen-
hang auch, dass wir bereit sein
müssen, zu agieren, auch wenn dies
manchmal auf Widerstand stößt.
Wir müssen die erfolgreichen Betrie-
be unterstützen und den schwäche-
ren helfen, aufzuschließen. Gleich-
zeitig müssen wir darauf achten,
dass diejenigen, die nicht bereit
sind, mitzuziehen, die anderen nicht
blockieren.

Ein Blick in die Geschichte zeigt
uns, dass die Schreinergenerationen
der vergangenen 100 Jahre zum Teil
mit großen Schwierigkeiten zu
kämpfen hatten. Dennoch haben sie
die Basis geschaffen auf der wir
heute aufbauen können. Auch
unsere Zeit stellt uns vor große Her-
ausforderungen - aber auch vor
große Chancen. Wenn wir uns die-
sen Herausforderungen aktiv stellen,
ist unser Verband so aktuell wie bei
seiner Gründung. 

Jean-Paul Sartre sagte einmal:

„Vielleicht gibt es schönere Zei-
ten, aber diese íst unsere.“

Meistern wir die Herausforderun-
gen und gestalten wir unsere Zeit
gemeinsam. Dann ist unser Verband
nicht 100 Jahre alt, sondern 100
Jahre jung. 
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